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Guter Rat… 

Die Broschüren
… und gar nicht teuer!

Die Broschüren sind erhältlich in den Beratungszentren und in der
Hauptgeschäftsstelle des Berliner Mietervereins, Behrenstraße 1 c,
10117 Berlin während der Geschäftszeiten oder beim DMB-Verlag,
10169 Berlin oder im Internet unter www.mieterbund.de 

Die Broschüren des Deutschen Mieterbundes haben einen 
Umfang von 80 bis 100 Seiten und kosten 6 Euro bzw. 5 Euro (*).

*
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online lesen
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Alle Jahre wieder 
werden Fenster, Balkone
und Fassaden mit weihnacht-
lichem Lichterschmuck reich 
dekoriert. Erlaubt ist, was 
gefällt – und nicht belästigt.

19 

  Ganze 5 Euro beträgt die Erhöhung 
  des Hartz-IV-Regelsatzes. Das laut-
stark von Bundesministerin von der Leyen 
angekündigte „Bildungspaket“ erweist sich 
als Leichtgewicht. Und durch die  Hintertür 
kommt eine Verschlechterung bei der Wohn-
kostenübernahme: Enttäuschung und 
Protest bei den Hartz-IV-Beziehern
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Seit 20 Jahren sind die Mieter in Ost 
und West vereint unter dem Dach des 
Deutschen Mieterbundes. Ein Rückblick.
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 Betr.: MieterMagazin 11/2010, 
Seite 6, Rainer Bratfisch: „Rauch­
melder – Besser nicht auf den Staat 
warten“

Rauchmelder in  
Meck-Pom Pflicht
Der Landesverband Mecklenburg-
Vorpommern des Deut schen Mie-
terbundes hat darauf hin gewiesen, 
dass in Mecklenburg-Vorpommern 
gemäß § 48 Abs. 4 der Landesbau-
ordnung der Einbau von Rauchmel-
dern auch in Bestandswohnungen 
bis zum 31. Dezember 2009 verpflich-
tend wurde und nicht wie summa-
risch dargestellt bis 2014. 

Betr.: MieterMagazin 10/2010, Sei­
te 19, Elke Koepping: „Erstes Berli­
ner Mietshaus in Passivbauweise – 
Öko­Traum zum Mieten“

Kurze Freude

Die Freude über Ihren Artikel zum 
das Passivhausprojekt währte lei-
der nicht lange – gerade so lange, 
bis ich mir die Wohnungsangebote 
im In ternet angesehen hatte. Die 
Wohnnebenkosten der dort ange-
priesenen Vier- (123 Quadratmeter-) 
und Fünf- (152 Quadratmeter-) Zim-
merwohnung belaufen sich nicht auf 
die im Artikel genannten 1 bis 1,50 
Euro, sondern auf glatte 2 Euro pro 
Quadratmeter! Der Abstand zum 
Berliner Durchschnitt (2,35 Euro) 
ist damit eher gering. Auch die aus-
gewiesenen anteiligen 50 Cent pro 
Quadratmeter für die Heizkosten 
sind meines Erachtens ein wenig 
Passivhaus-tauglicher Wert.
Leitet man aus diesen Kosten die 
Verbräuche ab (auf der sicheren 
Seite liegend mit dem Gasag-Tarif 
Komfort: 9,52 Euro pro Monat und 
6,43 Cent pro kWh, Stand 1. Okto-
ber 2010), so kommt man auf einen 
schon stattlichen Wert von rund 80 
Kilowattstunden (kWh) pro Qua-
dratmeter und Jahr. Trotz Abzug 
des Warmwasserbedarfs übersteigt 
dieser deutlich den Passivhauswert 
von 15 kWh. Es kann natürlich auch 
daran liegen, dass die Heizkostenab-
schläge in den Angeboten deutlich 
zu hoch angesetzt wurden. Das wä-
re ebenfalls wenig mieterfreundlich.
Energieeinsparung und Klimaschutz 
sind eine Gemeinschaftsaufgabe. 
Solche Projekte rücken dieses wich-
tige Thema – zumindest in Fachkrei-
sen – nicht in das rechte Licht.
Dr.­Ing. A. Renner, per E­Mail

Wir haben den Bauherrn des be­
schriebenen Passivhauses, Paul 
Grunow, die Leserzuschrift mit der 
Bitte um Erläuterung vorgelegt und 
folgende Antwort erhalten:
„Die Leistungsfähigkeit des Passiv­
Hauses am Arminplatz wird per 
Messung und Zertifikat belegt und 
ist die zentrale Idee dieses Hauses. 
Die Betriebskostenabschläge sind 
dagegen konservativ mit Aufschlag 
gewählt, um Nachzahlungen im ers­
ten Jahr zu vermeiden. Wir halten 
dies für fairer dem Mieter gegen­
über, auch wenn die Fachkreise – 
und wir übrigens auch – deutlich 
weniger erwarten.“
Die Redaktion

Betr.: MieterMagazin 11/2010, 
Seite 6, Jens Sethmann: „Alter 
Schlachthof – Rinderställe zu 
Townhouses“

Klüngelwirtschaft

In welcher heilen Welt leben Sie 
denn? Zu hoffen, das der  Berliner 
Senat ausreichend preiswerten 
Wohnraum schafft, ist doch seit 
vielen Jahren obsolet. Im Gegenteil: 
Preiswerter Wohnraum wurde vor 
einigen Jahren an Großinvestoren 
verhökert. Die Klüngelwirtschaft, 
egal welcher Partei, schanzt lukra-
tive Baugrundstücke lieber ihren 
Freunden zu, die damit dann sehr, 
sehr gute Geschäfte machen. Ich 
prophezeihe schon jetzt ein gleiches 
Vorgehen bei der Bebauung des 
Flughafengeländes Tempelhof. Von 
einem schwarz-gelben Senat  hätte 
ich so etwas erwartet, aber von 
einem rot-roten ist es ein Skandal. 
Hoffentlich erinnern sich die Wähler 
im nächsten Jahr an diese Politik, 
wenn sie ihr Kreuzchen machen.
J. Bretter, per E­Mail

Betr.: MieterMagazin 11/2010, Sei­
te 9, Birgit Leiß: „Modernisierung 
Märkisches Viertel – Chaos­Sanie­
rung mit Auszeichnung“

Ungezählte Anrufe

Ihr Bericht entspricht insofern nicht 
den Tatsachen, als alles noch viel 
schlimmer ist als beschrieben. Ich 
kann schon gar nicht mehr zählen, 
wie oft ich und meine Frau wegen 
der Sanierungsarbeiten bei der Ge-
sobau und den betroffenen Firmen 
angerufen haben.
E. u. G. Büttner, per E­Mail

Betr.: MieterMagazin 10/2010, Sei­
te 7: „Urteilen Sie selbst – Lüftungs­
verbot für Kettenraucher?“

Steinzeitliche Rechtslage

Die Rechtslage ist hinlänglich be-
kannt: Rauchen gehört zum ver-
tragsgemäßen Gebrauch der Woh-
nung, die Nutzung der Wohnung 
(einschließlich Balkon), ohne dem 
Gestank und den Schadstoffen der 
rauchenden Nachbarn ausgesetzt 
zu sein, leider nicht. Eine Rechts-
lage, die noch aus der Steinzeit zu 
stammen scheint. In den meisten 
Betrieben gibt es mittlerweile einen 
Anspruch auf einen rauchfreien Ar-
beitsplatz, der Anspruch auf rauch-
freies Wohnen ist jedoch Utopie 
und wird es wohl auf absehbare Zeit 
auch bleiben. Die offenbar einzige 
Möglichkeit, der Qualmbelästigung 
dauerhaft aus dem Weg zu gehen, 
ist das Wohnen in einem freiste-
henden Einfamilienhaus, natürlich 
mit ausreichend großem Abstand 
zu den Nachbarhäusern. 
G. Sommer, per E­Mail
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Gut zu wissen
Beratungen zu Weihnachten und Neujahr 2010/2011
Alle Beratungsstellen des Berliner Mietervereins bleiben an 
Heiligabend, den Weihnachtsfeiertagen, Silvester und Neujahr 
geschlossen. Nur die Beratungszentren und die Hauptgeschäfts-
stelle sind von Montag, dem 27. Dezember, bis einschließlich 
Donnerstag, dem 30. Dezember 2010, zu den üblichen Zeiten 
geöffnet. Auch die Telefonberatung findet an diesen Tagen 
von 13 bis 16 Uhr statt.
Weitere Auskünfte zu den Beratungsstellen erhalten Sie 
über unser Servicetelefon: S 226 260.

BMV-Infoblätter im Internet
Als Mitglied des Berliner Mietervereins stehen Ihnen die BMV-
Infoblätter im Internet unter www.berliner-mieterverein.de 
zum Abruf und Download bereit. 
Bitte geben Sie als Benutzernamen Mitglied ein,
das Passwort lautet diesen Monat: Regelbedarf

Änderung Ihrer persönlichen Daten
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder Ihr Nachname hat 
sich geändert? Sie können im Internet die persönlichen Daten 
Ihrer Mitgliedschaft ändern und dem Berliner Mieterverein 
online mitteilen: https://service.berliner-mieterverein.de/service
Miete
Der Einsender dieses Fotos, Oliver Kirpal, fragte sich, 
wie man wohl auf diesen Balkon kommt.

Augenblicke
Ob ein Bild zum Nachdenken, ein Motiv mit Witz oder 
ein Foto aus ungewöhnlicher Perspektive: Schicken Sie 
dem MieterMagazin Ihre Momentaufnahme rund um 
das Thema Wohnen – die Redaktion honoriert den Ab­
druck mit 40 Euro.
rMagazin 12/2010
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Jahresende ist Rückblickzeit. Für das Mieter-
Magazin ist das Jahr 2010 – „in eigener Sache“ 
– mit einer recht umfassenden grafischen Neu-
gestaltung seiner Druckausgabe und seines 
Internetauftritts verbunden. Mittlerweile und 
nach vier Ausgaben können wir resümieren, 
dass sich die mit den „Renovierungsarbeiten“ 
verbundenen Hoffnungen auf ein besseres 
Handling und ein ansprechenderes Erschei-
nungsbild wohl erfüllt haben. 
Jahresende ist auch „Ausblickzeit“. Und da 
schaut die Redaktion mit viel Spannung auf 
das kommende Jahr. Neben weiteren harten 
Auseinandersetzungen um mietrechtliche 
Weichenstellungen hält 2011 nämlich für die 
Berliner ein besonderes „politisches Ereignis“ 
parat, das das MieterMagazin für seine Leser 
mit viel Interesse verfolgen wird: die Wahlen 
zum Abgeordnetenhaus.
Ihnen, den Leserinnen und Lesern des Mieter-
Magazin und Mitgliedern des Berliner Mieter-
vereins wünschen BMV-Vorstand und Ge-
schäftsführung wie auch die Redaktion alles 
Gute für das kommende Jahr.
MieterMagazin online 
Nicht nur eingefleischten Internet-Nutzern können 
wir die Online-Ausgabe des MieterMagazin wärms-
tens empfehlen. Wer über Computer und Internet-
Zugang verfügt, wird mit der „papierlosen“ Variante 
des Magazins aufs Beste bedient. Die überarbeitete 
Online-Version ermöglicht einen raschen Zugriff auf 
alle Informationen, eine schnelle Artikel-Suche auch 
mittels Stichwörtern, das Stöbern im Archiv und vie-
les mehr. Und: Sie werden immer sofort benachrich-
tigt, wenn die jeweils neueste Ausgabe im Netz steht 
und können bequem per beigefügtem Link darauf 
zugreifen. Komfortabler und schneller geht es nicht. 
Wenn Sie künftig zu den Online-Nutzern des Mieter-
Magazin gehören wollen, dann registrieren Sie sich 
unter https://service.berliner-mieterverein.de/service.
Ihre MieterMagazin-Redaktion
5
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MüllTArIfE

Wenn der Vermieter mitmacht, 
  können Mieter sparen

Die Berliner Stadt­
reinigungsbetriebe
 (BSr) wollen Mieter 
zum Sammeln von 
Wertstoffen animie­
ren. Die neuen Tarife 

für 2011/2012 stehen unter 
dem Motto: Wer trennt, spart.

Die „Orange Box“, die die BSR seit 
einigen Monaten in den Hinterhöfen 
aufstellt und die ab Januar 2011 flä­
chendeckend eingeführt werden soll, 
wird ab dem kommenden Jahr „zur 
Steigerung der Akzeptanz“ nichts 
mehr kosten. Darin können Elektro­
kleingeräte, Kunststoffe, Spielzeug, 
Metalle, Alttextilien, Holz und Da ten­
träger entsorgt werden. Diese Wert­
stoffe lassen sich problemlos recy­
celn, landen jedoch viel zu häufig in 
der grauen Restmülltonne. 
Die Leerung der grauen Tonne wird 
im kommenden Jahr teurer: im 
Schnitt um 0,7 Prozent, maximal um 
2,2 Prozent pro Jahr. So steigen die 
Preise für die kleinste, 60 Liter fas­
sende Tonne von 63,50 auf 64,08 
Euro im Quartal. Auf der anderen 

Seite werden die sogenannten Kom­
forttarife um 50 Prozent gesenkt. 
Sie werden fällig bei längeren We­
gen bis zum Müllfahrzeug oder we­
gen zu überwindender Hindernis­
se. Für den Ber liner Mieterverein 
lässt diese erheb liche Absenkung 
der Komforttarife Zweifel an  ih rer 
ursprünglichen Berechtigung auf­
kommen. Den Mietern solle es je­
doch recht sein, kommentiert Mi­
chael Roggenbrodt, stellvertreten­
der BMV­Geschäftsführer. Wenn 
die Hausverwaltung vernünftig pla­
ne, könnten sich die Müllkosten für 
die Mieter sogar reduzieren, so Rog­
genbrodt. Denn durch die Entsor­
gung von Wertstoffen in der ent­
geltfreien Orange Box könne im Ge­
genzug die Anzahl der teuren Rest­
mülltonnen verringert werden.
Erhöhen werden sich auch die Prei­
se für die Sperrmüllabfuhr, und 
zwar pauschal um fünf Euro be­
ziehungsweise um einen Euro pro 
Ku bikmeter. Für die Straßenreini­
gung werden ab Januar um 0,9 Pro­
zent höhere Entgelte fällig.
Kristina Simons

ie „Orange Box“ 
ird ab Januar 
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 Die neuen 
Tarife im Internet: 

www.bsr.de/
12738.html
Im Bundeshaushalt für 2011  wurde 
die Städtebauförderung von 610 
Millionen Euro auf 455  Millionen 
Euro zusammengestrichen. Beson­
ders drastisch ist der Einschnitt 
beim Teil­Programm Soziale Stadt, 
das um 70 Prozent gekürzt wird. 
Damit sind auch in Berlin  viele 
Quartiersmanagement­Projekte 
akut vom Aus bedroht. 

Aus der Städtebauförderung werden 
die Stadterneuerung, der städtebau­
liche Denkmalschutz, der Stadtumbau 
und die Programme „Aktive Stadt­
zentren“ und „Soziale Stadt“ finan­
ziert. Die Mittel des Bundes  werden 
in der Regel von den Ländern und 
den Kommunen ergänzt.
Gegen die im September verkünde­
te Absicht, die Städtebauförderung 
auf 305 Millionen Euro zu halbieren, 
regte sich von allen Seiten Wider­
stand. Bei einer Sachverständigen­
anhörung im Bundestags­Bauaus­
schuss haben sich Ende Oktober al­
le Experten der Kommunalverbän­
de, der Mietervereine und der Immo­
bilien­ und Bauwirtschaft gegen die 
Kürzung ausgesprochen. Die Städte­
bauförderung müsse stattdessen auf 
einem hohen Niveau verstetigt wer­
den. „Die Städtebauförderung ist 
vor allem als Konjunkturförderungs­
mittel und Maßnahme zur sozialen 
Gerechtigkeit unverzichtbar“, sagte 
Mieterbund­Präsident Franz­Georg 
Rips bei der Anhörung. 
Die Bundesregierung hatte inzwi­
schen die ursprünglich geplante Kür­
zung zur Hälfte zurückgenommen, 
schlug im Übrigen aber alle Exper­
ten­Warnungen in den Wind. Der 
Haushaltsausschuss des  Bundestages 
beschloss am 11. November eine 
25­prozentige Reduzierung auf 455 
Millionen Euro. 
Besonders dramatisch ist der Kahl­
schlag beim  Quartiersmanagement­  
Programm Soziale Stadt: Statt 95 
Millionen Euro bekommen die bun­
desweit 571  Quartiersmanagements 
– darunter 34 in Berlin – im nächsten 
Jahr nur noch 28,5 Millionen Euro 
vom Bund, also 70 Prozent weniger. 

STäDTEBAuförDErung

Beton in den Köpfen
Zudem sollen die Gelder ausschließ­
lich für investive Maßnahmen aus­
gegeben werden – also nur noch 
für Bauprojekte, nicht mehr für Bil­
dungsangebote, Integrationskurse 
oder Jugendprojekte. 
„Das gefährdet nicht nur den Er­
folg all dessen, was Quartiersma­
nager und Bewohner in den vergan­
genen Jahren für ihre Stadtteile er­
reicht ha ben, es gefährdet den so­
zialen Frie den in den Städten“, er­
klärt Sören Bartol, SPD­Baupoliti­
ker im Bun des tag. Gerade die Ver­
knüpfung von baulichen Maßnah­
men und Pro jekten zu  Integration, 
Kultur und Sprach erwerb machen 
den Erfolg des Quartiersmanage­
ments aus. „Die Regierung hat nicht 
begriffen, dass allein Investitionen 
in Beton nicht ausreichen“, so Bar­
tol. „Denn wenn der soziale Kitt 
nicht hält, sind auch Investitionen in 
Gebäude und Wohnumfeld in den 
Sand gesetzt.“ Berlins Stadtentwick­
lungssenatorin Ingeborg Junge­Rey­
er (SPD) hält Bauminister Ramsauer 
ein „eklatan tes Politikversagen“ vor. 
Der Arbeitskreis Berliner Quartiers­
manager befürchtet, dass im nächs­
ten Jahr viele Maßnahmen auslau­
fen müssen.              Jens Sethmann

Protest gegen die 
Streichung der 

Städtebauförde-
rungsmittel im 

Oktober vor dem 
Bundesbau-
ministerium
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n der Pflicht

nEurEgElung DES WInTErDIEnS

Eigentümer deutlicher i

Im vergangenen Winter sind zahl­
reiche grundstückseigentümer ihrer 
Pflicht zur Schneebeseitigung und 
Bekämpfung der Winterglätte nicht 
hinreichend nachgekommen. Die 
entstandene Eisglätte führte zu un­
liebsamen rutschpartien und vielen 
Verletzungen. Mobilität und Versor­
gung insbesondere älterer und be­
hinderter Menschen waren massiv 
eingeschränkt. Auch die behördliche 
Kontrolle versagte. Doch wie ein 
weiteres Winterchaos verhindert 
werden kann, daran scheiden sich 
nach wie vor die geister.

Die Senatsumweltverwaltung  legte 
einen Gesetzentwurf vor, mit dem 
sowohl Verantwortlichkeiten klar­
gestellt als auch Umfang und Auf­
gaben des Winterdienstes ausgewei­
tet werden sollen. Der Entwurf wur­
de Mitte November mit geringfügi­
gen Änderungen beschlossen. Be­
sonderer Streitpunkt war die Beseiti­
gung der Eisbildung. Anstelle der al­
ten Definition des Winterdienstes 
als Winterglätte­ und Schneebe­
kämpfung wurde nunmehr schrift­
lich festgelegt, dass der Winter­
dienst die Schneeräumung, das Be­
kämpfen von Winter­ und Eisglät­
te mit abstumpfenden Mitteln sowie 
die Beseitigung von Eisbildungen um­
fasst. Die Begriffe Eisglätte und Eis­
bildungen sind neu definiert. Auch 
der Mieterverein verlangt, dass Eis­
flächen bei Gefahr für die körperliche 
Unversehrtheit zu beseitigen sind. 
„Wenn Streugut nicht reicht, müs­
sen andere Methoden zur Eisbeseiti­
gung gewählt werden“, erklärt Rei­
ner Wild, Geschäftsführer des Berli­
ner Mietervereins. 
Die Vermieterverbände sehen in den 
neuen Festlegungen hingegen über­
zogene Anforderungen mit unnöti­
gen Kosten, die Schneeräumdiens­
te halten die gesetzliche Regelung 
praktisch für undurchführbar. Dem 
widerspricht der umweltpolitische 
Sprecher der SPD­Fraktion im Ab­
geordnetenhaus, Daniel Buchholz. 
Schließlich haben zahlreiche Grund­
stückseigentümer auch im letzten 
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Winter bewiesen, dass die notwen­
digen Arbeiten bewältigt werden 
können. 
Hoffnungen auf einen besseren Voll­
zug des Winterdienstes macht sich 
der Berliner Mieterverein auch auf­
grund der gesetzlichen Neuregelun­
gen, dass die Übertragung der Ver­
antwortung für einen ordnungs­
gemäßen Winterdienst auf eine öf­
fentlich­rechtliche Stelle durch ei­
ne sogenannte Übernahmeregelung 
nicht mehr möglich ist. Die Haus­ 
und Grundstückseigentümer sind zur 
Durchführung des Winterdienstes 
verpflichtet: Beauftragen sie Dritte, 
müssen sie diese kontrollieren. 
Neu geregelt wurde auch, dass auf 
Gehwegen in Straßen der Reini­
gungsklasse 1 und 2 ab November 
2012 die Gehwege auf 1,50 Meter 
Breite zu räumen sind. Zudem wur­
de der Einsatz der Berliner Stadtrei­
nigungsbetriebe (BSR) deutlich aus­
geweitet. Sie sind nun auch zustän­
dig für den gehwegseitigen Winter­
dienst in Haltestellenbereichen von 
Bussen und bei bestimmten Straßen­
bahnhaltestellen sowie für die  Wege 
zu den Haltestellen und den Bereich 
vor den Wartehallen. Ebenfalls wird 
der Winterdienst in Fußgängerzo­

nen und auf bestimmten öffentli­
chen Plätzen in die Zuständigkeit 
der BSR gegeben. Das Gesetz findet 
jetzt auch Anwendung auf Taxiplät­
ze und auf Zugänge und  Vorplätze 
von Bahnhöfen des öffentlichen Per­
sonenverkehrs sowie auf direkte Ver­
bindungswege zwischen Umsteige­
bahnhöfen.                               mm

Der Winter -
dienst ist neu 

geregelt – 
wenn sich 
jetzt auch 
noch der 

Winter an 
die Regeln 

hält ...
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urTEIlEn 
SIE SElBST!

Ein Herrgottswinkel 
im Treppenhaus?
An der Anbringung biblischer Motive in 
Gemeinschaftsräumen wie dem Treppen­
haus scheiden sich nicht nur in Kiezen mit 
einem hohen Anteil muslimischer Mieter 
die Geister. So ärgerte sich die protestan­
tische Mieterin Sonja Roller* aus Münster 
jeden Tag neu über die von ihrer Nachba­
rin zur Demonstration ihrer religiösen Ge­
fühle im Treppenhaus aufgestellten Ma­
donnenstatuette und minderte ihre Miete, 
um ihren Vermieter zu deren Beseitigung 
zu zwingen. Der sah sich jedoch nicht in 
der Pflicht und klagte auf  vollständige 
Zahlung des Mietzinses – schließlich stün­
den im katholisch geprägten Münster oh­
nehin genug Madonnenstatuen herum. 
Auch im überhaupt nicht katholischen 
Dortmund sah sich eine Mieterin erheb­
lich eingeschränkt, als ihr Vermieter ein 
40 Zentimeter hohes Kruzifix im Treppen­
haus aufhängte. Denn als Zahnärztin hatte 
sie zahlreiche muslimische Patienten. Sie 
fürchtete Beschwerden und erhebliche Ein­
bußen in ihrem Praxisbetrieb. Wie hätten 
Sie entschieden?
 
Das Amtsgericht Münster gab im Fall der 
Mieterin Roller dem Vermieter Recht. Zur 
Mietminderung sei ein Mieter nur berech­
tigt, wenn die Gebrauchstauglichkeit sei­
ner Wohnung beeinträchtigt sei. Es stellte 
jedoch auch fest, dass die Nachbarin nicht 
berechtigt war, die Madonnen­Statue  im 
Treppenhaus aufzustellen. Anders sah  das 
Dortmunder Landgericht die Sache mit 
dem Kruzifix, denn das blieb hängen: Ein 
privater Vermieter dürfe – anders als staat­
liche Institutionen wie Schulen – in seinem 
Treppenhaus tun und lassen, was er will.        
Elke Koepping 
AG Münster, Urteil vom 22. Juli 2003 
– 3 C 2122/03 – und LG Dortmund 
– 11 S 52/02 – 
* Name von der Redaktion geändert
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Wird energetisch 
modernisiert, soll 
das Recht auf 
Mietminderung 
künftig entfallen
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Aus dem Hause der Bundesjustiz­
ministerin Sabine Leutheusser­
Schnarrenberger (FDP) liegt jetzt 
ein Entwurf des geplanten Miet­
rechtsänderungsgesetzes vor. Da­
nach sollen die Rechte der Mieter 
deutlich beschnitten werden.

MiEtREcHtSänDERung DER BunDESREgiERu

Klimaschutz soll Mieterrechte 

haltlos dulde
Bauarbeiten b
lastungen die
fen. Der neu g
der energetis
umfasst laut 
Maßnahmen,
der Energieef
schutz beitrag
wohl Maßnah
nen der Miet
spielsweise e
system oder W
auch Dinge, v
Vorteil hat. D
Maßnahmen
über die elfpr
rungsumlage
te sind die m
ten Mietsteig
her als die Ein
benkosten. 
„Ein klassisch
Klien telpolitik
dent Rips die
Mietminderu
wenn jeder zw
eines Zehn­Fa
Miete um 20 
hätte der Ver

Geht es nach der  Bundesregierung, 
dann sollen beim Klimaschutz die 
Mieter mehr Lasten tragen.  Ihrem 
Gesetzesentwurf zufolge  müssen 
Mieter „energetische Modernisie­
rungen“, zu denen der Eigentümer 
verpflichtet ist, in Zukunft vorbe­
n, ohne während der 
ei entsprechenden Be­
 Miete mindern zu dür­
eschaffene Tatbestand 

chen Modernisierung 
Gesetzesentwurf „alle 
 die zur Verbesserung 
fizienz und zum Klima­
en“. Darin sind also so ­
men enthalten, von de­

er auch profitiert – bei­
in effizienteres Heiz­

ärmedämmung –, als 
on denen er gar  keinen 
ie Kosten aller dieser 

 sind von den Mietern 
ozentige Modernisie­
 zu tragen. Schon heu­
odernisierungsbeding­
erungen meist viel hö­
sparungen bei den Ne­

es Beispiel für reine 
“ ist für DMB­Präsi­
 Einschränkung des 
ngsrechts. „Selbst 
eite Mieterhaushalt 
milien­Hauses seine 
Prozent kürzen würde, 
mieter nur Minderein­
nahmen in Höhe von 600 Euro“, 
rechnet Rips vor. „Niemand macht 
davon Investitionsentscheidungen 
über mehrere Hunderttausend Euro 
abhängig.“ Die Mieter mindern die 
Miete auch nicht, weil sie die ener­
getische Modernisierung ablehnen 
oder ihren Vermieter ärgern wol­
len, sondern weil der Gebrauchs­
wert ih rer Wohnung eingeschränkt 
ist, wenn die Fenster mit Planen ver­
hängt wer den, Wasser oder Heizung 
zeitweise abgestellt sind oder Bau­
lärm und ­dreck das Wohnen beein­
trächtigen. 
Auch das Verfassen von Modernisie­
rungsankündigungen soll für den Ver ­
mieter einfacher werden. Bei ener­
getischen Modernisierungen soll er 
nicht mehr detailliert darlegen müs­
sen, wie hoch die Energieeinsparung 
sein wird. Er dürfe stattdessen „auf 
anerkannte Pauschalwerte Bezug 
nehmen“. 
Wenn ein Vermieter trotzdem noch 
eine fehlerhafte oder gar keine Mo­
dernisierungsankündigung ver­
schickt, soll die Modernisierungs­
mieterhöhung erst mit sechsmona­
ti gem Zeitverzug in Kraft treten. 
„Das ist für Mieter problematisch“, 
merkt Reiner Wild, Geschäftsführer 
des Berliner Mietervereins (BMV), 
an. Wenn bei spielsweise Moderni­
sierungsmaßnahmen im Außenbe­
reich unangekündigt begonnen wer­
den, können Mieter nur noch  un ter 
erschwerten Bedin gungen Härte­
gründe dagegen vorbringen. Dass 
die Miete dann ein halbes Jahr ver­
spätet erhöht wird, ist dabei nur ein 
kleines Trostpflaster.
Um das vielbeschworene „Miet­
nomadentum“ zu bekämpfen, soll 
der Vermieter ein außerordentliches 
Kündigungsrecht erhalten, wenn 
der Mieter die Kaution nicht zahlt. 
„Neue Kündigungstatbestände sind 
überflüssig“, kommentiert Franz­
Geor g Rips. „Hierdurch wird nicht 
ein Mietnomadenfall verhindert. 
Schon nach geltendem Recht kön­
nen Mietnomaden, die die Miete 
nicht zahlen, fristlos gekündigt wer­
den.“                       Jens Sethmann
DER AuSStELLungStiPP

Pracht und Brüche der Mitte
Wo liegt eigentlich die Mitte Berlins? Die St.  Marien­ 
und Nikolaikirche sind die letzten Zeugen eine  Berliner 
Altstadt, die durch fortlaufende Modernisierung, Kriegs­
zerstörung und sozialistische Hauptstadtplanung ausge­
löscht wurden. Das jetzige Aussehen der Mitte Berlins 
ist umstritten. Wem gehört sie und was gehört hierher? 
Mit der Sonderausstellung „Berlins vergessene Mitte“ 
rückt das Stadtmuseum Berlin die einstige Pracht, aber 
auch die vielen Brüche ins Bewusstsein der Öffentlich­
keit und zeichnet die oft dramatische Entwicklung nach. 
Dabei konzentriert sich die Präsentation auf die ständi­
gen Veränderungen, die mit der Industrialisierung be­
gannen. In der Ausstellung werden hauptsächlich Foto­
grafien der Stadtbilddokumentation seit 1840 gezeigt, 
aber auch Ma terial aus privater Hand. Darunter sind 
viele bislang noch nicht veröffentlichte Fotos und Filme 
über die Stadtbaugeschichte Berlins zu sehen.
Bettina Karl

L Berlins verges­
sene Mitte, Stadt­
museum Berlin, 
Ephraim­Palais, 
bis zum 27. März 
2011, Eintritt 5 
Eu ro, ermäßigt: 
3 Euro, 
Poststraße 16, 
10178 Berlin,
täglich 10 bis 18 
Uhr, Mittwoch 12 
bis 20 Uhr, Montag 
geschlossen 
MieterMagazin 12/2010



iVD­MiEtMARKtERHEBung

München lässt grüßen

Die Mieten in Berlin gehen nach 
oben – besonders in einigen be­
vorzugten Wohnlagen. Das besagt 
auch der aktuelle immobilienpreis­
service 2010/2011 des immobilien­
verbandes iVD Berlin­Brandenburg.

In Top­Lagen von Mitte, Charlotten­
burg­Wilmersdorf und Prenzlauer 
Berg herrschten teilweise Münche­
ner Verhältnisse mit Spitzenkaltmie­
ten von bis zu 18 Euro pro Quadrat­
meter, so Andreas Habath, stellver­
tretender Vorstandsvorsitzender 
des IVD Berlin­Brandenburg. Und 
auch in Steglitz­Zehlendorf liegen 
die Spitzenmieten bei 12 Euro pro 
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uadratmeter. Im Schnitt würden 
ei Neuvermietungen in Standard­
ohnlagen 5,85 Euro pro Quadrat­
eter fällig – im Vergleich zum Vor­
hr ein Anstieg um ein Prozent. In 
orzugswohnlagen, etwa in Szene­
iezen und traditionell sehr guten 
ohnlagen, liege die Durchschnitts­
iete mit Quadratmeterpreisen von 

,20 Euro sogar um drei Prozent über 
em Vorjahreswert. „Einige Außen­
ezirke verzeichnen hingegen auch 
bwertungen“, sagt Habath. So 

eien die Durchschnittsmieten in 
pandauer Standardlagen leicht auf 
,50, in guten bis sehr guten Lagen 
uf 6,50 Euro pro Quadratmeter ge­
sunken. Die im IVD­Immobilienpreis­
service erfassten Marktmieten geben 
die aktuell registrierten Abschluss­
mieten wieder, die laut IVD rund 35 
Prozent über den ortsüblichen Ver­
gleichsmieten des Berliner Mietspie­
gels liegen. 
Kristina Simons
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In Top­Lagen 
wie in Teilen des 

Bezirks Mitte 
kostet die Miete 

schon mal 18 Euro 
pro Quadratmeter
ScHERing­BAyER­nEuBAuPLänE

Alle Mieter gekündigt

um eine neue  Verwaltungszentrale 
zu bauen, will die „Bayer  Schering 
Pharma Ag“ im Wedding ein Wohn­
haus abreißen. Die 20  Mietparteien 
im Altbau Fennstraße 35­37/Am 
nordhafen 1 haben Ende September 
von Schering eine Kündigung erhal­
ten. Die Begründung erscheint al­
lerdings nicht sehr stichhaltig. Die 
Mieter wollen sich wehren.

Zum 31. Dezember 2010 sollen die 
ersten Mieter ihre Wohnung  räumen. 
Den Mietern, die lan ge im Haus woh­
nen, wird eine Frist bis zum 30. Sep­
tember 2011 eingeräumt. 
Bayer­Schering hatte im Frühjahr ei  ­
nen „Site Master Plan“ vorgestellt: 
Das Unternehmen möchte am Nord­

Fo
to

: C
hr

is
ti

an
 M

uh
rb

ec
k

Die Schering­
Mieter wollen 
zusammenhalten 
und bleiben
hafen ein neues  Hauptgebäude mit 
Mitarbeiterrestaurant und Kon fe­
renzzentrum errichten. Das Wohn­
haus steht den Plänen für diesen 
„PharmaCampus“ im Wege (wir be­
richteten im MieterMagazin 6/10: 
„Ab riss for a better life?“). Die 2006 
im Bayer­Konzern aufgegangene 
Schering AG ist seit 1985 Eigentü­
merin des Hauses. 
Das bestehende Schering­Haupt­
gebäude an der Müllerstraße ist an­
geblich „stark sanierungsbedürf­
tig“ und soll später abgerissen wer­
den. Dessen Sanierung und die vor­
übergehende Anmietung von reprä­
sentativen Büroflächen seien deut­
lich teurer als der geplante Neubau 
der Firmenzentrale. „Diese Maßnah­
me ist erforderlich, um die Rentabi­
lität des Unternehmens zu erhalten 
beziehungsweise zu steigern“, heißt 
es im Kündigungsschreiben an die 
Mieter. Die Kündigung sei notwen­
dig, weil Bayer­Schering „durch die 
Fortsetzung des Mietsverhältnisses 
an einer angemessenen wirtschaft­
lichen Verwertung des Grundstücks 
gehindert wäre und dadurch erheb­
liche Nachteile erleiden würde“.
In welchen Fällen eine solche Be­
gründung der Kündigung ausreicht, 
ist juristisch umstritten. Für Miet­
rechtsanwalt Christoph Müller ist sie 
nicht nachvollziehbar: „Dass Bayer 
ohne diese Umbaupläne pleite geht, 
ist unwahrscheinlich.“ Der Bayer­
Kon zern habe nämlich vier Wochen 
nach den Kündigungen stolz erklärt, 
dass er sein Ziel, den Umsatz im Jahr 
2010 um fünf Prozent zu steigern, 
erreichen werde. 
Senat und Bezirk haben das Bauvor­
haben währenddessen  begrüßt. Ent­
sprechende Äußerungen von Senats­
baudirektorin Regula  Lüscher und 
Mittes Baustadtrat Ephraim Go the 
(SPD) werden im Kündigungsschrei­
ben ausführlich zitiert. Dass Aussa­
gen von SPD­Politikern als Begrün­
dung für Kündigungen herangezogen 
werden, passt nicht so recht zu dem 
Bild der Mieter par tei, das die Berli­
ner SPD derzeit von sich zu  zeichnen 
versucht. Um Bayer­Schering den 
Weg zu ebnen, hat der Bezirk die 
Aufstellung eines Bebauungsplanes 
beschlossen und ein Sozialplanver­
fahren in Gang gesetzt. 
Die Mieter lassen sich davon jedoch 
nicht beirren. „Wir wollen hier blei­
ben“, sagt Gülay Bulcun, Sprecherin 
der Mieter, „und wir halten weiter­
hin zusammen.“      Jens Sethmann
9
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Diese Wasch- E
küchendecke macht 
keinen vertrauens-

erweckenden 
Eindruck
Die Mieter der Wohnsiedlung An 
der Kappe in Spandau sind mit ih-
rer Geduld am Ende. Seit die 1200 
Wohnungen an eine sogenannte 
Heuschrecke verscherbelt wurden, 
vergammelt die Anlage zusehends. 
Mittlerweile hat sich eine Mieter-
initiative gegründet. 

Im Jahre 2004 war die 80 Jahre alte 
Siedlung von der städtischen Woh­
nungsbaugesellschaft Gewobag an 
die „Draaipunt Holding“ mit Sitz in 
Amsterdam verkauft worden. Zwar 
habe auch die Gewobag in den letz­
ten Jahren nicht mehr viel in die 
Woh nungen investiert, sagt Bernd 
Schulz, der seit über 30 Jahren dort 
wohnt. Aber damals seien wenigs­
tens die Mieten niedrig gewesen. 
Die neue Verwaltung beantworte 
indessen nicht einmal Beschwerden 
und Mängelanzeigen: „Man kann 
schreiben und telefonieren – das 
Einzige, was wir bekommen, sind 

SpAnDAuEr SiEDlunG An DEr KAppE 

Mieter versprechen jetzt D

Mieterh
so Bern
Man ha
Mieter 
heißt es
der „Tre
GmbH“
gerüste
terspre
den. Au
standha
sigt we
Colligs 
schein 
 einen a
de Balk
Waschk
unterge
den, in 
deutlich
sene Ins
haben 
Fassade
kosten 
richten 
öhungen und Kündigungen“, 
d Schulz. 
be bereits auf Klagen der 
zur Erreichbarkeit reagiert, 
 dazu bei der Verwaltung, 
ureal Property  Management 
. Die Telefonanlage sei auf­
t und eine wöchentliche Mie­
chstunde eingerichtet wor­
ch der Vorwurf, dass die In­
ltungspflichten vernachläs­

rden, weist Sprecher Heinz 
zurück. Doch der Augen­
vermittelt in der Siedlung 
nderen Eindruck: Bröckeln­
one, Putzschäden, eine 
üche, in der die Decke her­
kommen ist und Dachbö­
die es hineinregnet – das sind 
e Indizien für eine unterlas­
tandhaltung. Für die  Mieter 

die Schäden an Dach und 
 zudem extrem hohe Heiz­

zur Folge. Die Bewohner be­
auch, dass es in vielen Woh­
nungen Probleme mit Feuchtigkeit 
und Schimmel gibt – und das bei 
Miethöhen von bis zu 350  Euro für 
eine 42 Quadratmeter große Woh­
nung. 
„Zu verdanken haben wir das alles 
dem Land Berlin, das die Privatisie­
rung an solche Heuschrecken zu­
gelassen hat“, empört sich Bernd 
Schulz. Die Bürgerinitiative will nun 
Dampf machen. Zu einem Mieter­
treffen Anfang November kamen 
schon einmal rund 160 Bewohner.
Birgit Leiß 
DEr BucHtipp

lektüre zum Bratapfel
Mit dem Ofen, besonders jenem aus Kacheln gefertig­
ten, der unlängst noch in sämtlichen Berliner Altbau­
wohnstuben anzutreffen war, verbinden sich vermutlich 
mentalitätsbedingt unterschiedliche Gefühle: Dem Einen 
ist die tönerne Feuerstelle Quell unangenehmer Erinne­
rungen an die Mühen, die die Beischaffung des Heizma­
terials und Entsorgung der Asche mit sich brachte. Der 
Andere kann sich in eine Bratapfelduft­ durchdrungene 
Heimeligkeit hinein erinnern, die sich heute bei  zentraler 
Beheizung trotz Vorhandenseins moderner  Surrogate 
wie etwa dem Kaminfeuer auf DVD nicht einstellen will. 
Beiden Charakteren sei ein „Platz am Ofen“ nahegelegt. 
In diesem Buch, Teil 1, steht der Kachelofen, seine Tech­
nik, seine Formen und seine Kulturhistorie im Vorder­
grund der Betrachtung. Im Hintergrund steht das  gute 
alte Stück im zweiten Teil des Buchs, wo es die Kulisse 
bildet für fotografierte Alltagsszenen aus Berliner Wohn­
zimmern, die aufschlussreiche Dokumente kleinbürger­
lichen Zeitgeistes vor 80 bis hundert Jahren sind. Emp­
fehlung: Lesen Sie das Buch oder blättern Sie darin bei 
Kerzenschein an einem nasskalten Dezembertag neben 
einem – wenn vorhanden – Behaglichkeit verströmen­
den Ofen.                                             Udo Hildenstab

L Binger, Helle-
mann, Seydewitz: 
Ein Platz am 
Ofen, Velten, 
160 Seiten, zahl-
reiche Schwarz-
Weiß-Abbildungen, 
11,80 Euro
Das Buch ist auch 
Katalog einer 
gleichnamigen 
Aus stellung im 
Ofenmuseum 
Velten, die noch bis 
31. Dezember 2010 
zu sehen ist. Infos 
unter www.ofen
museum-velten.de
                   DEr MiEtrEcHtStipp

            Wieviel Wärme
         muss sein?
              Ist im Mietvertrag nichts anderes ver­
            einbart, so betragen die vom Vermieter 
          geschuldeten Mindest­Raumtemperatu ­
ren in der Zeit von 6 bis 23 Uhr für Wohnräu­
me 20 Grad  Celsius und für Bad und  Toilette 
21 Grad Celsius, in der übrigen Zeit in allen 
Räumen 18 Grad Celsius. In einer früheren 
Entscheidung des Landgerichts Berlin genüg­
ten den Richtern für die Schlafräume nachts 17 
Grad Celsius, im Bad hielten sie aber 23 Grad 
Celsius für notwendig (LG Berlin vom 25. No­
vember 1994 – 65 S 192/94). Bei der Warm­
wasserversorgung muss eine Temperatur von 
40 Grad Celsius gewährleistet sein. 
Will der Mieter eine mangelhafte Heizleistung 
rügen, so muss er zuvor Messungen bei maxi­
maler Heizleistung in der Mitte des Raumes 
vornehmen und dokumentieren – dabei sollte 
das verwendete Thermometer auf einem Tisch 
in circa einem Meter Höhe über dem Boden 
aufgestellt werden.                                    mr
MieterMagazin 12/2010

http://www.ofenmuseum-velten.de/
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Strom vom Gasvers
Der Gasversorger Gasag AG will in 
Berlin ab Januar 2011 auch Strom 
anbieten. Der soll billiger sein als 
der Vattenfall-Grundversorgungs-
tarif. 

Den Strom will die Gasag mit Part­
nern aus der Wohnungswirtschaft 
selbst erzeugen, und zwar in dezen­
tralen Anlagen zur Kraft­Wärme­
Kopplung (KWK). Diese erzeugen 
sowohl Wärme als auch Strom und 
sollen zunächst vor allem in Wohn­
anlagen aufgestellt werden. „Wir 
werden zunächst mit größeren Haus­
verwaltungen verhandeln“, sagt Jo­
siette Honnef, stellvertretende Pres­
sesprecherin der Gasag. „Aber auch 
private Eigentümer können sich an 
die Gasag wenden, um Möglichkei­
ten der Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der KWK zu besprechen.“
MieterMagazin 12/2010

Anzeige
Die Hauseigentümer sollen die Wär­
me zum selben Preis bekommen wie 
bisher. Den KWK­Strom will die Ga­
sag den Mietern anbieten. Durch die 
dezentrale Stromerzeugung vor Ort 
fallen keine Stromsteuer und kei­
ne Netznutzungsentgelte an. Des­
halb will die Gasag beim Preis vor­
aussichtlich fünf Prozent unter dem 
Grundversorgungstarif des örtlichen 
Stromanbieters Vattenfall Europe 
bleiben. Für diesen Tarif („Berlin Ba­
sis Privatstrom“) verlangt Vattenfall 
derzeit 5,90 Euro als monatlichen 
Grundpreis und 20,23 Cent pro Kilo­
wattstunde. 
Zunächst können nur die Mieter in 
den Häusern mit KWK­Anlage und 
in benachbarten Gebäuden das An­
gebot nutzen. Die Gasag plant je­
doch schnellstmöglich eine Auswei­
tung auf die ganze Stadt und hofft 
auf 100 000 Stromkunden innerhalb 
der nächsten fünf Jahre. In diesem 
Zeitraum will das Unternehmen da­
für mehr als 50 Millionen Euro in­
vestieren.
Kristina Simons

Im nächsten Jahr 
verkauft die Gasag 
auch Strom aus 
Kraft-Wärme-
Kopplungs-
AnlagenFo
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Panorama

Frischer Wind: 
Die Vertrags-

modalitäten mit 
den BWB-Eignern 

sollen neu ver-
handelt werden
Zwei Wochen nach dem erfolg­
reichen Volksbegehren  haben 

der Senat und die privaten  An  ­
teilseigner das Vertragswerk der 
Wasserbetriebe­Privatisierung 
vollständig ins Internet gestellt. 
Der Volksentscheid wird den noch 
durchgeführt.

Das von der Initiative „Berliner 
Wassertisch“ angeregte Volks-
begehren war erfolgreich. Mit 
über 280 000 gültigen Unter-
schriften kamen innerhalb von 
vier Monaten deutlich mehr als 
die notwendigen 172 000 zu-
sammen. So unter Druck ge-

setzt, haben der Senat und die 
privaten BWB-Anteilseigner RWE 
und Veo lia am 10. November den 
Konsor tialvertrag zur Teilprivatisie-
rung mit sämtlichen Anlagen und 
späteren Änderungen veröffentlicht. 
Grund lage dafür ist das im Juli neu 
gefasste Informationsfreiheitsgesetz.
Aus den Dokumenten geht hervor, 
was eigentlich schon alle wussten: 
RWE und Veolia wird eine übermä-
ßig hohe Rendite garantiert. Nach 
der Privatisierung von 49,9 Prozent 

WASSer­VolkSbegehren erfol

Volksentscheid trotz V
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uch geht zu
der BWB-Anteile im Jahr 1999 sind 
die Berliner Wasserpreise um ein 
Drittel auf ein bundesweites Spit-
zenniveau angestiegen. 
„Wasser geht uns alle an“, sagt der 
Regierende Bürgermeister Klaus Wo-
wereit (SPD), der die  Verhandlun gen 
führte. „Darum begrüße ich die Ent-
scheidung der privaten Mitgesell-
schafter, meinem Wunsch nach Of-
fenlegung der Verträge nachzukom-
men.“ Für Wirtschaftssenator Ha-
rald Wolf (Linke) war dieser Schritt 
„überfällig“.
„Wowereit flüchtet nach vorn und 
verfehlt das Ziel“, kommentiert der 
Berliner Wassertisch. „Der Arbeits-
auftrag an den Senat ist eindeutig: 
Wir Berliner fordern die kostengüns-
tige, verbraucherfreundliche und 
bürgernahe Rekommunalisierung, 
erklärt Wassertisch-Sprecher Tho-
mas Rudek.
„Ziel bleibt, ungeachtet der Veröf-
fentlichung, die Neuverhandlung der 
Verträge, die das Land Berlin gekne-
belt und die Wasserpreise in die Hö-
he getrieben haben“, sagt Harald 
Wolf. „Insbesondere die Gewinnga-
rantien für die Privaten wollen wir 
rück
zugunsten der Verbraucher verän-
dern“, ergänzt der SPD-Fraktions-
vorsitzende Michael Müller. „Sofern 
sich die Möglichkeit des Rückkaufs 
zu machbaren Konditionen in den 
Verhandlungen bietet, wollen wir 
diesen Weg einschlagen“, so Müller. 
Obwohl die Hauptforderung des 
Volksbegehrens erfüllt ist, kommt es 
dennoch zum Volksentscheid. Der 
Senat hält die im Begehren vorge-
schlagene Klausel, dass Verträge un-
wirksam sein sollen, wenn sie nicht 
veröffentlicht werden, für verfas-
sungswidrig und wird deshalb das 
Anliegen nicht übernehmen. Folg-
lich werden die Berliner spätestens 
Ende Februar an die Wahlurne zur 
Abstim mung gerufen. Wenn dann 
mindestens ein Viertel der Wahlbe-
rechtigten, also rund 614 000 Berli-
ner, mehrheitlich dafür stimmt, er-
langt das Begehren Gesetzeskraft.
Jens Sethmann

 Die Vertragsunterlagen der Privatisie-
rung der Wasserbetriebe können auf den 
Seiten www.berlin.de/sen/finanzen/
und www.wasserpartner-berlin.de ein-
gesehen oder heruntergeladen werden.
Die privaten haushalte in Deutsch­
land nutzen immer weniger energie 
fürs Wohnen. laut Statistischem 
bundesamt (Destatis) verringerte 
sich der Verbrauch von haushalts­
energie zwischen 2005 und 2009 
um insgesamt 6,7 Prozent.

Für das Heizen verbrauchten die pri-
vaten Haushalte im Jahr 2009 rund 
71 Prozent der Energie. 2005 waren 
es noch knapp zehn Prozent mehr, 
im Jahr 2000 sogar über 20 Prozent 
– und das, obwohl gleichzeitig die 
Zahl der Haushalte und die durch-
schnittliche Wohnfläche zugenom-
men haben. Der Grund: Eine bessere 
Wärmedämmung und moderne Heiz-

bunDeSStAtIStIk

Privater energieverbra
technik – außerdem wird als Reaktion 
auf deutliche Heizkostensteigerun gen 
in den vergangenen Jahren deutlich 
sparsamer geheizt.
Der Stromverbrauch, der 2008 erst-
mals in der Nachkriegsgeschichte ge-
genüber dem Vorjahr gesunken war, 
verringerte sich weiter: zwischen 
2005 und 2009 um insgesamt zwei 
Prozent. Allerdings nutzten die pri-
vaten Haushalte 2009 mehr Energie 
fürs Kochen und Bügeln (plus 4,3 
Prozent) und für elektrische Haus-
halts- und Kommunikationsgeräte 
(plus 6 Prozent). Als Gründe sehen 
die Statistiker eine größere Geräte-
ausstattung und die gestiegene Zahl 
der Haushalte.
Beim Erdgas sank der Verbrauch 
2009 im Vergleich zu 2005 um 3,6 
Prozent. Besonders stark, nämlich 
um knapp ein Viertel, ging im glei-
chen Zeitraum der Mineralölver-
brauch zurück. Kräftig nach oben 
gegangen ist mit 15,8 Prozent der 
Verbrauch sonstiger Energieträger 
wie Brennholz und Holzpellets.   ks

Besonders beim 
Mineralöl ist der 

private Verbrauch 
rückläufig
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umStrukturIerungSVerorDn

friedrichshain­kreuzb

Das bezirksamt friedrichshain­
kreuzberg hat ende oktober be­
schlossen, für einen block am ur­
banhafen eine umstrukturierungs­
verordnung aufzustellen. Damit 
sollen die mieter vor übermäßigen 
mietsteigerungen nach einer mo­
dernisierung geschützt werden. es 
ist das erste mal, dass dieses Ins­
trument in berlin außerhalb Pan­
kows angewendet wird.

In dem gründerzeitlichen Block zwi-
schen Carl-Herz-Ufer, Baerwald- und 
Wilmsstraße sind in drei Komplexen 
mit zusammen 50 Wohnungen um-
fangreiche energetische Modernisie-
rungen angekündigt, die Mieterhö-
hungen um bis zu 70 Prozent nach 
sich ziehen würden. „Das bedeutet 
für die Mehrzahl der Mieter, dass sie 
ihre Wohnung nicht mehr bezahlen 
können“, sagt Bezirksbürgermeister 
Franz Schulz. Die gut durchmischte 
Bewohnerstruktur würde sich in die-
sem Gebiet verschlechtern.
MieterMagazin 12/2010
Um die Verdrängung der Mieter zu 
vermeiden und eine sozialverträgli-
che Sanierung zu gewährleisten, hat 
sich der Bezirk entschlossen, eine 
Umstrukturierungsverordnung an-
zuwenden. Im Geltungsbereich einer 
solchen Satzung wird die Genehmi-
gung von Baumaßnahmen von ei-
nem Sozialplan abhängig gemacht. 
Eine Mieterberatungsgesellschaft er-
mittelt die Bedürfnisse und finanziel-
len Möglichkeiten der Mieter und er-
stellt daraufhin einen Sozialplan, der 
Vereinbarungen zum Bauablauf und 
zur Miethöhe enthält. Die nach der 
Modernisierung zu zahlende Mie te 
soll sich am jeweiligen Haushaltsein-
kommen orientieren. 
Die Umstrukturierungssatzung wird 
nur selten angewandt. Als im Jahr 
2006 bei der Sanierung der  Grünen 
Stadt in Prenzlauer Berg eine weit-
reichende Mieterverdrängung droh-
te, hat der Bezirk Pankow das Ins-
trument aus den Tiefen des Bauge-
setzbuches ausgegraben. Die berlin-
weit erstmalige Anwendung wurde 
ein Erfolg und auch ein weiteres Sa-
nierungsvorhaben konnte auf die-
se Weise sozialverträglich durchge-
führt werden. 
Am Kreuzberger Carl-Herz-Ufer 
greift nun erstmals ein anderer Be-
zirk die positiven Pankower Erfah-
rungen mit der Umstrukturierungs-
satzung auf. „Ich verbinde damit die 
Hoffnung, dass der Bezirk einen Bei-
trag für einen sozialen Mieterschutz 
leisten kann“, sagt Franz Schulz, der 
sich auch vorstellen kann, das Instru-
ment künftig vermehrt anzuwenden.
Jens Sethmann

Der dreieckige 
Block am Land-

wehrkanal unter-
liegt jetzt den 

Bestimmungen 
einer Umstrukturie-

rungsverordnung
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Der WebtIPP

kaputte energiesparlampen 
zur Sammelstelle
Gasentladungslampen wie Energiesparlampen 
oder stabförmige Leuchtstofflampen enthalten 
geringe Mengen Quecksilber und gehören des-
halb nicht in den Hausmüll. Bundesweit existie-
ren inzwischen mehr als 2100 Stellen, in Berlin 53, 
die diese Lampen aus Privathaushalten kostenfrei 
entgegennehmen. Der kürzeste Weg zu ihnen führt 
über das Online-Portal www.lichtzeichen.de. Nach 
Eingabe der Postleitzahl oder des Ortsnamens 
werden die nächstgelegenen Sammelstellen, auf-
steigend nach der Entfernung, aufgelistet. In den 
Handelseinrichtungen können haushaltsübliche 
Mengen an Energiesparlampen, bei den kommu-
nalen Sammelstellen zusätzlich auch Leuchtstoff-
röhren abgegeben werden. Die Abgabe ist kos-
tenfrei. Die Altlampen sollten sauber und unver-
packt abgegeben werden.                               rb
                   Der mIetrechtStIPP

            Zum heizen
          verpflichtet?
              Mieter, deren Wohnungen an unbeheizte Woh -
             nungen angrenzen, stellen sich häufig die Frage, 
           ob der Nachbar nicht verpflichtet ist, während sei-
ner Abwesenheit die Wohnung zu heizen. Oder im Fall 
leer stehender Wohnungen: Muss der Vermieter  heizen? 
Nach Ansicht der Gerichte müssen sowohl  Vermieter als 
auch Mieter vorübergehend oder auch dauerhaft leer 
stehen de Wohnungen nur soweit beheizen, dass Frost-
schäden (etwa ein Wasserrohrbruch) auszuschließen 
sind (AG Potsdam vom 21. September 1995 – 26 C 366/
95). Der Mieter ist nicht verpflichtet, während der Heiz-
pe rio  de auch in seiner Abwesenheit die Beheizung der 
Woh nung in der Weise sicherzustellen, dass sämtliche 
Heiz körperventile mindestens auf Stufe eins eingestellt 
sind, entschied das Amtsgericht Schöneberg am 12. Ju-
li 2006 – 104 a C 147/06. Ein Richter am Amtsgericht 
Saarbrücken urteilte, dass es jedem Mieter unbenom-
men sei, seine Wohnung nach individuellen Bedürfnis-
sen zu beheizen. Erst wenn durch geringes Heizen Schä-
den entstehen können, läge eine Pflichtverletzung des 
Mieters vor (AG Saarbrücken vom 9. Dezember 2009 – 
4 C 487/08).                                                            mr
13
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Protestdemons­
tration gegen die 
Hartz­IV­Politik 

der Bundes­
regierung am 
16. Oktober 

in Berlin

TiTel
In einem aufsehenerregenden  Urteil 
hatte das  Bundesverfassungsgericht 
im Februar 2010 die bisherigen 
Hartz-IV-Regelsätze für nicht verfas-
sungsgemäß erklärt. Nicht ihre Höhe 
an sich wurde moniert, sondern eine 
nicht nachvollziehbare Berechnung, 
insbesondere bei den Leistungen für 
Kinder und Jugendliche. Die Bundes-
regierung wurde aufgefordert, bis 
En de 2010 eine Neuberechnung vor-
zulegen. Aber die nun beschlossene 
Anhebung des monatlichen Regel-
satzes für Erwachsene von derzeit 
359 Euro auf 364 Euro wurde nach 
Ansicht vieler Fachleute eher von der 
Haushaltslage diktiert als vom tat-
sächlichen Bedarf der Betroffenen. 
Die Sätze für Kinder bleiben sogar 
unverändert: Je nach Alter betragen 
sie 215, 251 oder 287 Euro. 
Die Berechnungen der Gesamtleis-
tungen für Familien seien statistisch 

Auf die rund 6,7 Millionen Menschen, die bundesweit von Arbeitslosen-

geld II leben, kommen im nächsten Jahr umfangreiche Änderungen zu. Die 

Ende Oktober vom Bundeskabinett beschlossene Hartz-IV-Reform ist zwar 

noch nicht vom Bundestag verabschiedet. Doch die vorgesehenen „Neue-

rungen“ lassen für die Betroffenen nichts Gutes hoffen. Als willkürlich 

 berechnet und völlig unzureichend kritisieren  Sozialverbände und Oppo -

sitionspolitiker eine Erhöhung des Regelbedarfs um 5 Euro. Doch auch die 

geplante Neuregelung beim Umgang mit den Wohnkosten bringt Hartz-

IV-Empfängern eher eine Verschlechterung ihrer Situation. 

HARTZ IVHARTZ IV
14 MieterMagazin 12/2010
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kaum haltbar und „im Ergebnis ab-
solut realitätsfremd“, kritisiert Ulrich 
Schneider, Hauptgeschäftsführer des 
Paritätischen Wohlfahrtsverbands: 
„Eine Statistik, die monatlich 6,93 
Euro für Windeln ausweist oder Her-
anwachsenden lediglich 70 Euro im 
ganzen Jahr für Schuhe zugesteht, 
kann nicht ohne Plausibilitätsprüfung 
übernommen werden.“ Nach Berech-
nungen des Verbandes müsste der 

Absurde Rechnung

monatliche Regelsatz für Erwachse-
ne 416 Euro betragen, allerdings un-
ter der Voraussetzung, dass für grö-
ßere Anschaffungen wieder einma li-
ge Beihilfen eingeführt würden. 
Datengrundlage für die Ermittlung 
der Hartz-IV-Sätze ist die Einkom-
mens- und Verbrauchsstichprobe des 
Statistischen Bundesamtes, wobei 
MieterMagazin 12/2010
die einkommensschwächsten 15 Pro-
zent der Bevölkerung herangezogen 
wurden. Im Klartext: Die durch-
schnittlichen Ausgaben der ärmsten 
Haushalte werden zum Maßstab  da-
für genommen, was Hartz-IV-Bezie-
hern zusteht. Die Folgen sind zu   wei-
len absurd. Weil die  Referenzgrup pe 
im entsprechenden Zeitraum man-
gels entsprechender Mittel we  der 
Waschmaschine noch Kühl schrank 
gekauft hat, fließen solche Ausga-
ben auch nicht in den Regelbedarf 
eines Hartz-IV-Empfängers ein. Le-
diglich für die  Neuausstattung einer 
Wohnung sind einmalige Zu schüsse 
vorgesehen. Geht die Wasch maschi-
ne kaputt, bleibt den Betroffenen nur 
übrig, beim Jobcenter ein rückzu zah-
lendes Darlehen zu beantragen. 
Alle großen Sozialverbände, von 
der Caritas über den Paritätischen 
Wohl  fahrtsverband bis hin zur 
Die Sozialverbände 
machen mobil 
mit Plakaten

Dia  konie halten die beschriebene 
15-Prozent-Marke für willkürliche 
Trick se rei. „Es liegt der Verdacht na-
he, dass die politisch Verantwortli-
chen so lange hin- und hergerech-
net  haben, bis das Er gebnis eine 
mini male Erhö hung der  Regelsätze 
war, die nicht einmal die Preisstei-
gerungsrate der letzten Jahre ab-
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TiTel

Das „Bildungs­ E
 paket“ der Bun­
desregierung für 

Hartz­IV­Familien 
wird dem Bedarf 

nicht gerecht
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deckt“, meint auch Berlins Sozialse-
natorin  Carola Bluhm  (Linke). Insge-
samt 22,78 Euro monatlich sind bei-
spielsweise für Fahrkosten be rück-
sichtigt – damit kann man sich nicht 
einmal eine So zialkarte der BVG 
für 33,50 Euro kaufen. Eine gesell-
schaftliche Teilhabe der Menschen 
werde dadurch unmöglich gemacht, 
kritisiert der Geschäftsführer des 
Berliner Mietervereins (BMV), Rei-
ner Wild. 
Auch das „Bildungspaket“, ein Lieb-
lingsprojekt von Bundesarbeitsmi-
nisterin Ursula von der Leyen (CDU), 
stößt auf wenig Zustimmung. Bis zu 
250 Euro pro Jahr sollen künftig ein-
kommensschwache Familien für ihr 
Schulkind erhalten: für Schreibhefte 
und Schulranzen, aber auch für Klas-
senausflüge, ein warmes Schulmit-
tagessen oder den Nachhilfelehrer. 
Als völlig unzureichend bezeichnet 
der Paritätische Wohlfahrtsverband 
diese Pauschale. „Was wir brauchen 
Die meisten 
Hartz­IV­Emp­
fänger sind be­
reit, eine Tätig­

keit unterhalb 
ihrer Qualifika­
tion auszuüben
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sind bedarfsgerechte Regelsätze und 
ein einklagbarer Rechtsanspruch 
auf individuelle Förderleistungen“, 
so Schneider. Immerhin hat Frau von 
der Leyen (CDU) auf mehrere Kritik-
punkte reagiert. Statt wie ursprüng-
lich vorgesehen, ausschließlich Gut -
scheine auszugeben, sollen nun 
teil  weise auch Direktüberweisungen 
mög lich sein. Um  Stigmatisierun gen 
zu vermeiden, sind zudem nicht nur 
Hartz-IV-Empfänger unterstützungs-
berechtigt, sondern ein erweiterter 
Kreis bedürftiger Familien. Heftig 
umstritten ist, dass ausgerechnet die 
ohnehin völlig überlasteten Jobcenter 
darüber entscheiden sollen, ob bei-
spielsweise ein Nachhilfelehrer nötig 
ist oder nicht. Im nun  vorliegenden 
Gesetzentwurf heißt es, dass auf 
Wunsch auch die Kommunen die 
Umsetzung des Bildungspakets 
übernehmen können. 
Bereits beschlossene Sache ist die 
Neuordnung der Jobcenter. Sie war 
zwingend notwendig geworden, 
nachdem das Bundesverfassungs-
gericht die bisherige „Mischverwal-
tung“ aus Bund und Kommunen im 
Dezember 2007 für verfassungswid-
rig erklärt hatte. Das  entsprechende 
Berliner Ausführungsgesetz wird 
zum 1. Januar 2011 in Kraft treten. 
Zwar bleibt die Grundstruktur als 
Mischverwaltung erhalten – jetzt 
gesetzlich abgesichert –, dennoch 
ergeben sich organisatorische Neue-
rungen. „Wir haben es künftig zwar 
mit einer Behörde völlig neuer Art zu 
tun, aber die Ar beitslosen erhalten 
auch weiter alle Leistungen aus einer 
Hand“, so Arbeitssenatorin Bluhm. 
Es werde auch weiterhin in jedem 
Bezirk ein Jobcenter geben. 
Erstaunlich wenig öffentlicher Pro-
test ist bislang zu den geplanten 
Hartz-IV-Empfänger: Überdurchschnittliche Arbeitsmotivation 
In weiten Teilen der  Öffentlichkeit 
gelten Hartz-IV-Bezieher als  bequem 
und antriebslos. Wer für sei nen Le-
bensunterhalt hart arbeiten muss, hat 
oft kein Verständnis dafür, dass an-
dere die Ausgaben für Miete und 
Grundbedarf vom Staat erhalten. 
Doch die meisten ALG-II-Empfänger 
würden nur allzu gern in geregelte 
Arbeitsverhältnisse wech seln, wie ei-
ne neue Studie des Instituts für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB) belegt. Arbeitsmoral und -mo-
tivation sind sogar höher als beim 
Rest der Bevölkerung, so das Ergeb-
nis der repräsentativen Umfrage un-
ter mehr als 10 000 Hartz-IV-Bezie-
hern zwischen 15 und 65 Jahren. 
So wären die meisten be reit,  eine 
ge ring bezahlte Arbeit unterhalb 
des  Qualifikationsni veaus anzuneh-
men. Auch die Bereitschaft, ungüns-
tige Arbeitszeiten oder wei te  Wege 
zur Arbeit in Kauf zu nehmen, ist 
hö  her als bei Beschäftigten. Von ei-
nem Ausruhen in der „sozia len Hän-
gematte“ kann keine Rede sein. 
Mehr als die Hälfte der ALG-II-Emp-
fänger geht mindestens 20  Stun den 
pro Woche einer nützlichen Tätig-
keit nach. Die Betroffe nen versor-
gen Kinder, pflegen Angehörige, bil-
den sich weiter – oder gehen arbei-
ten und bekommen ALG II nur zur 
Aufstockung. Was viele zudem nicht 
wissen: Nur rund 60 Prozent der Hil-

fe-Empfänger sind überhaupt ver-
pflichtet, nach Arbeit zu suchen. 
Von ih nen gaben zwei Drittel an, 
sich intensiv um einen Job zu be-
mühen. Die anderen 40 Prozent 
stehen dem Ar-
beitsmarkt inso-
fern nicht zur Ver-
fügung, als sie ge-
sundheitlich ein-
geschränkt sind 
oder weil sie eine 
Ausbildung absol-
vieren. 
Lediglich 350 000 
Leistungsempfän-
ger – von insge-
samt rund fünf 
Millionen – ge-
hen keiner Tätig-
keit nach und su-
chen auch nicht 
aktiv nach Ar-
beit. Doch auch 
sie sind nicht alle „Drückeberger“: 
„Diese Gruppe besteht zu großen 
Teilen aus älteren Hilfebedürftigen 
und beschreibt sich  gesundheitlich 
als stark eingeschränkt“, merken 
die Arbeitsmarktforscher in ihrer 
Studie dazu an.
bl

 Die IAB­Studie im Internet unter 
http://doku.iab.de/kurzber/2010/
kb1510.pdf
MieterMagazin 12/2010
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Bei einer Neuan­
mietung kommen 
für Hartz­IV­Emp­
fänger schon heute 
nur noch Wohnun­
gen am Stadtrand 
in Frage, die 
Innen stadtmieten 
liegen weit über 
den Richtsätzen
Än derungen bei den Unterkunfts-
kosten für Hartz-IV-Empfänger zu 
vernehmen. Nach dem Willen der 
schwarz-gelben Koalition können die 
Kommunen künftig einheitliche Pau-
schalen für Miete und Heizkosten 
festlegen. Voraussetzung ist, „dass 
auf dem örtlichen Wohnungsmarkt 
ausreichend freier Wohnraum ver-
fügbar ist und dies dem Grundsatz 
der Wirtschaftlichkeit entspricht“, 
wie es im Gesetzesentwurf heißt. 
Die Kommunen müssen die Pauscha-
lierung nach bestimmten Kriterien 
in einer Satzung begründen. Wäh-
rend bisher davon auszugehen war, 
dass die von der FDP favorisierte 
Pauschalierung generell eingeführt 
wird, soll die Handhabung den Kom-
munen nun also freigestellt werden. 
Das bedeutet mehr Entscheidungs-
spielraum – aber eben auch die 

Pauschalierung führt 
zu mehr Ungerechtigkeit
Mög lichkeit, auf dem Rücken der 
Arbeitslosen zu sparen. Angesichts 
lee rer Kassen in vielen Kommunen 
ist zu befürchten, dass die Pauscha-
len niedrig ausfallen. 
Bisher erhalten ALG-II-Bezieher die 
tatsächlichen Wohnkosten erstat-
tet – sofern diese angemessen sind. 
Die entsprechenden Mietobergren-
zen hat Berlin in der Ausführungs-
vorschrift (AV) Wohnen festgelegt. 
Pau schalen würden dagegen be-
deuten, dass eine bestimmte Sum-
MieterMagazin 12/2010

F Die Jobcenter 
werden neu 
strukturiert, die 
Leistungen gibt 
es aber weiter 
aus einer HandFo
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me ausgezahlt wird – unabhängig 
davon, wie viel man wirklich für die 
Miete bezahlen muss. „Das macht 
natürlich nur Sinn, wenn das Miet-
ni veau vor Ort relativ homogen ist“, 
meint eine Sprecherin des Bundes-
arbeitsministeriums. Man verspreche 
sich davon einen geringeren Verwal-
tungsaufwand, weil nicht mehr in 
je   dem Einzelfall geprüft werden 
muss, ob die Kosten der Unterkunft 
angemessen sind. Begründet wird 
die Pauschalierung zudem mit grö-
ßerer Transparenz und Rechtssicher-
heit. Gerade um den Begriff der An-
gemessenheit habe es viel Streit ge-
geben. 
In der Tat haben die kompli zierten 
Regelungen zu einer noch nie dage-
wesenen Klageflut geführt. Seit In-
krafttreten von Hartz IV hat es al-
lein in Berlin 100 000 Gerichtsver-
fahren gegeben – bei der Hälfte da-
von ging es um die Unterkunftskos-
ten. Dass nun ausgerechnet die Pau-
schalierung zu weniger Klagen füh-
ren soll, ist wenig einleuchtend. Der 
Deutsche Mieterbund (DMB) rech-
net sogar mit einer Zunahme der 
Rechtsstreitigkeiten: „Ich befürchte 
eine unübersehbare Vielzahl von re-
gionalen und lokalen Definitionen 
der Frage, welche Kosten für Woh-
nung und Heizung angemessen 
sind“, so DMB-Präsident Dr. Franz-
Georg Rips. Pauschalen, insbeson-
dere für Heizkosten, lehnt der DMB 
ab. Die Festlegung auf durchschnitt-
liche Heizkosten mache keinerlei 
Sinn, denn je nach Heizungsart und 
ener getischem Zustand des Hauses 
un terscheiden sich die Ausgaben er-
heblich. 
Bei der Festlegung der  Pauschalen 
sollen sich die Kommunen am „ein-
fachen Standard“ des örtlichen Woh-
nungsmarktes orientieren. „Katastro-
phal“ nennt die Berliner Abgeord-
nete Elke Breitenbach (Linke)  diesen 
Passus: „Künftig bleibt den  Leuten 
nur die unsanierte Platte oder Woh-
nungen mit unterstem Standard.“ 
Zwar tendierten die Berliner So-
zialgerichte und das Bundessozial-
gericht schon in der Vergangen-
heit  dazu, das untere Segment für 
Hartz-IV-Bezieher als ausreichend 
zu betrachten. Doch erstmals wird 
im Gesetz ausdrücklich festgelegt, 
dass die Mieten im untersten Be-
reich des Mietspiegels liegen müs-
sen. „Das bildet die Wirklichkeit auf 
dem Woh nungsmarkt in keiner Wei-
se ab: Ge ra de bei Neuvermietungen 
 werden häufig Mieten weit ober-
halb des Mietspiegels verlangt“, kri-
tisiert BMV-Geschäftsführer Reiner 
Wild. Schon jetzt haben die Betrof-
fenen große Probleme, eine Woh-
nung zu finden. Es mache keinen 
Sinn, grö ßeren Druck auf Hartz-IV-
Empfänger auszuüben, denn das 
untere Marktsegment werde immer 
kleiner, meint die Linken-Abgeord-
nete Elke Breitenbach, die eine „Ent-
wicklung in Richtung Armenhaus“ 
befürchtet: Für die Großstädte wür-
17
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Den Sozialgerichten 
droht eine  wei   ter 
zunehmende 
 Ar beitsbelastung 
durch die neue 
Hartz­IV­Gesetz­
gebung
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Wer kann, legt aus 
eigener Kraft was 
drauf. Wer nicht, 
muss räumen

Fo
to

: C
hr

is
ti

an
 M

uh
rb

ec
k

de das bedeuten, dass die Gruppe 
der Einkommensschwachen an den 
Stadtrand gedrängt und auf diese 
Weise Segregation provoziert wird. 
Auch der Berliner Mieterverein for-
dert die Beibehaltung der bisherigen 
Regelung, wonach die Wohnkosten

Mieterverein kritisiert 
politischen Widerspruch
im Rahmen der Angemessenheit zu 
übernehmen sind. Geschäftsführer 
Reiner Wild hält den vorliegenden 
Gesetzentwurf nicht nur aus sozial-
politischen, sondern auch aus stadt-
entwicklungspolitischen Gründen für 
wenig durchdacht und kontrapro-
duktiv: „Auf der einen Seite werden 
Millionen in Quartiersmanagement-
Gebiete gesteckt – auf der anderen 
Seite wird die soziale Entmischung 
gefördert“. 
Was genau auf Berlin zukommt, ist 
derzeit nicht absehbar. „Wir wollen 
abwarten, was von dem Entwurf 
Realität wird und dann die Spiel-
räume für Berlin definieren“, meint 
eine Sprecherin von Sozialsenato-
rin Bluhm, die als erklärte Gegnerin 
der Pauschalen gilt. Auch die Fra-
18
ge, ob es in der Hauptstadt ein aus-
reichendes Wohnungsangebot gibt, 
sei erst dann zu klären. Ein denkba-
res Zukunftsszenario ist auch, dass 
einem Neuköllner Arbeitslosen we-
niger Miete gezahlt wird als einer 
Wilmersdorferin. Der Gesetzent-
wurf erlaubt die Festlegung regio-
nal unterschiedlicher Angemessen-
heitswerte. 
Noch befindet sich der Gesetzent-
wurf im parlamentarischen Verfah-
ren. Die zweite und dritte Lesung im 
Bundestag ist für Anfang Dezem ber 
geplant, der Bundesrat wird sich am 
17. Dezember damit befassen. Findet 
sich keine Mehrheit, ist die nächste 
Station der Vermittlungsausschuss. 
Derzeit sieht es danach aus, dass die 
Regelungen zu den Unterkunftskos-
ten separat und zu einem späteren 
Zeitpunkt gesetz lich festgelegt wer-
den. Anders als bei den Regelsätzen 
gibt es hier kei nen von den Verfas-
sungsrichtern vor gegebenen Druck, 
bis zum 1. Ja nuar 2011 zu einer Neu -
fassung zu kommen. 
Birgit Leiß
Marktmieten: Die Realität bleibt außen vor 

Die vom Jobcen-
ter übernomme-
nen Kosten der 
Unterkunft hin-
ken der Wirklich-
keit auf dem Ber-
liner Woh nungs-
markt hoffnungs-
los hinterher. Vor 
allem in den an-
gesagten Innen-
stadtbezirken ist 
für ALG-II-Bezie-
her kaum noch 
etwas zu   fin den. 
378 Euro warm 
darf eine Woh-
nung für  einen 
Single-Haus -

halt kosten. Das ist – zumindest 
wenn man sich mit einer Einzim-
merwohnung begnügt – nicht we-
nig, doch der Markt ist  gerade bei 
den Kleinwohnungen  praktisch 

leer gefegt. Noch schwieriger wird 
es bei den größeren Wohnungen. 
Maximal 444 Euro Warmmiete darf 
ein Zweipersonenhaushalt ausge-
ben, bei drei Personen sind es 542 
Euro. Eine Zweizimmerwohnung für 
444 Euro warm anzumieten – das ist 
mittlerweile ein nahezu aussichtlo-
ses Unterfangen. In den Beratungs-
stellen hat man die Erfah rung ge-
macht, dass immer mehr ALG-II-Be-
zieher die Differenz zwischen dem 
festgelegten Richtwert und der tat-
sächlichen Miete aus ei gener Tasche 
aufbringen. Zahlen da zu haben we-
der die Jobcenter noch die Senats-
sozialverwaltung. „Es ist schon fast 
die Regel, dass sich die Leute durch 
Ein-Euro-Jobs oder den Verkauf auf 
Flohmärkten etwas dazuverdienen“, 
sagt Michael Breitkopf von der So-
zialberatung Friedrichshain. Woh-
nungen zu fin den, die den fest-
gelegten Oberwerten entsprechen, 

sei nahezu unmöglich. Die  Folge: 
Mietrückstände und in letzter Kon-
sequenz auch immer häufiger Räu-
mung und Obdachlosigkeit. Ansons-
ten bleibt wohnungssuchenden 
Hartz-IV-Empfängern nichts ande-
res übrig, als in eine weniger begehr-
te Gegend zu ziehen – und damit ihr 
soziales Umfeld zu verlieren. 
Nicht nur der Berliner  Mieterverein, 
auch der Verband Berlin-Branden-
burgischer Wohnungsunternehmen 
(BBU) fordert seit langem eine An-
hebung der Richtwerte. Doch die 
längst überfällige Anpassung der 
AV Wohnen wird vom Senat immer 
wieder verschoben. Lediglich für die 
Single-Haushalte wurde der Höchst-
satz im Jahre 2009 angeho ben. Bei 
den größeren Wohnungen hat sich 
seit 2005 nichts getan – trotz eines 
neuen Mietspiegels und trotz gestie-
gener Nebenkosten. 
bl
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Hintergrund

Die weihnacht­ E
liche Dekoration 

tendiert an 
mancher Fassade 

zum Exzessiven
Weihnachtsschmuck 

erlaubt ist, was nicht stört 
alle Jahre wieder werden in vielen mietshäusern Fenster und Balkone 
weihnachtlich geschmückt. Doch an der Fassade hochkletternde niko­
läuse und blinkende Lichterketten sind nicht jedermanns sache, insbe­
sondere wenn letztere das schlafzimmer erleuchten. kann man sich da­
gegen wehren? und muss man die erlaubnis des Vermieters einholen, 
bevor man sich ans Dekorieren macht? 
/
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Der Brauch, Haus und Garten weih-
nachtlich zu schmücken, kommt ur -
sprünglich aus den USA. Auch hier-
zulande werden  Rentiergespanne 
und mehrfarbige und blinkende Licht  -
gebilde immer beliebter. Grundsätz-
lich, so heißt es beim Deutschen 
Mieterbund (DMB), haben  Mieter 
das Recht, die eigene Wohnung, 
Fenster und Balkon in der Vorweih-
nachtszeit je nach Geschmack und 
Phantasie zu dekorieren. 
Außerhalb der Wohnung sind  jedoch 
gewisse Grenzen zu beachten. Wer 
einen großen Weihnachtsmann 
oder ähnliches an der  Außenfassade 
anbringen will, muss vorher den Ver-
mieter fragen. Wenn die Fassade 
da zu angebohrt werden muss oder 
wenn der äußere Eindruck des Hau-
ses beeinträchtigt wird, muss der 
Vermieter dies nicht erlauben. Dabei 
spielt nicht nur der persönliche Ge-
schmack des Hauseigentümers ei-
ne Rolle, sondern auch örtliche Ge-
gebenheiten. Stehen bei den Nach-
2010
barn schon Weihnachtsmänner oder 
ist der Weihnachtsschmuck im Hin-
terhof von außen nicht sichtbar an-
gebracht, kann der Vermieter nicht 
allein mit dem Argument, das Haus 
werde optisch verschandelt, ein 
Verbot aussprechen. Scheint der 
Schmuck jedoch sehr hell, blinkt 
auf fällig oder leuchtet stark in be-
nachbarte Wohnungen hinein, 
kann der Vermieter sein Veto einle-
gen. Wichtig ist zudem, dass Weih-
nachtsmänner, Tannenbäume & Co. 
richtig gesichert werden, so dass sie 
auch bei Wind und Wetter nicht ab-
stürzen und Passanten gefährden 
können. 

keine störung zu 
nachtschlafener Zeit

Weihnachtsmuffel müssen also mit 
der – aus ihrer Sicht – kitschigen 
Pracht leben. Über Geschmack lässt 
sich nun mal nicht streiten. Nicht 
hinnehmen muss man jedoch, dass 
man durch wild blinkende Lichter-
spiralen und ähnliche Spielereien 
um den Schlaf gebracht wird. Hier 
kann man sich wehren und zum Bei-
spiel verlangen, dass die Beleuch-
tung ab 22 Uhr abgeschaltet wird. 
Ansprechpartner ist der Vermieter, 
ganz gleich ob die Störung vom ei-
genen oder vom Nachbarhaus aus-
geht. Der Vermieter ist verpflichtet, 
für Abhilfe zu sorgen. Bei schwer-
wiegenden nächtlichen Störungen 
hat der Mieter das Recht, die Miete 
zu mindern. Auch im Treppenhaus 
ist nicht alles erlaubt. Weihnacht-
liche Duftsprays – egal ob Tanne, 

Vanille oder Zimt – dür-
fen dort nicht ver-

sprüht werden, 
da sonst das Zu-

sammenleben be-
einträchtigt würde, 

entschied das Ober-
landesgericht Düssel-

dorf (OLG Düsseldorf 
vom 16. Mai 2003 – 3 
Wx 98/03). Advents-
kränze an der Woh-
nungstür sind jedoch 
gestattet. 

Insgesamt gibt es je-
doch wenige richter-
liche Entscheidungen 

zu dem Thema – vermutlich auch, 
weil das Thema Weihnachtsdeko-
ration auf vier bis sechs Wochen im 
Jahr beschränkt ist. Das  Landgericht 
Köln beschäftigte sich vor einigen 
Jahren mit einer Lichterkette, aller-
dings spielte sich der Streit in  einer 
Wohnungseigentümergemeinschaft 
ab (LG Köln vom 11. Februar 2008 
– 29 T 205/08). Das Gericht ent-
schied, dass eine weithin sichtbare, 
dauerhaft am Balkongeländer an-
gebrachte Lichterkette eine beein-
trächtigende bauliche Veränderung 
darstelle, die die übrigen Eigentü-
mer nicht zu dulden brauchen. Von 
den Nachbarn könne auch nicht ver-
langt werden, die lästigen Lichtein-
wirkungen durch Rollläden oder das 
Anbringen von Gardinen auf das zu-
mutbare Maß abzusenken,  urteilte 
das Landgericht Wiesbaden in ei-
nem anderen Fall (LG Wiesbaden 
vom 19. Dezember 2001 – 10 S 
46/01). Hier ging es allerdings um 
den Dauerbetrieb einer Außenleuch-
te, die den Nachbarn störte. 
Grundsätzlich gilt:  Rücksichtnahme 
und Toleranz sind besser als der Gang 
vor den Kadi. 
Birgit Leiß
Licht und schatten 
Der Stromverbrauch der Weihnachtsdeko wird oft un-
terschätzt. Insbesondere die beliebten  Lichterschläuche 
können bei sechswöchiger Benutzung mit bis zu 30 Euro 
zu Buche schlagen. Eine Alternative sind LED-Lichterket-
ten. Sie verbrauchen 80 bis 90 Prozent  weniger Strom 
als herkömmliche Glühlämpchen. Auch in  punkto 
Brandgefahr haben sie Vorteile. Bei Tests von Lichter-
ketten werden nämlich immer wieder erhebliche Si-
cherheitsmängel festgestellt, sogar zu tödlichen Strom-
schlägen kann es kommen. Beim Kauf sollte man daher 
unbedingt darauf achten, dass die Ware über ein Güte-
siegel für geprüfte Sicherheit verfügt. Allerdings sind 
auch schon Produkte aus China mit einem gefälschten 
GS-Zeichen aufgetaucht. Verbraucherschützer raten 
insbesondere bei Billigprodukten aus Fernost zur Vor-
sicht. Im Zweifelsfall sollte man den Händler fragen, ob 
er sich von der Gültigkeit des GS-Zeichens überzeugt 
hat.                                                                           bl 
L Weitere Infor­
ma   tionen zur 
Ge  fahr durch 

Lich ter ketten bietet 
der Berliner Se nat 
im Internet unter 
www.berlin.de/ 
lagetsi/themen/ 

41137.html 
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Innenstadt mit 
Wohnqualität: 
Savignyplatz

Grablegung, 
Reanimierung, 
Renaissance – 

das Schicksal der 
Innenstädte wird 

regelmäßig neu 
beschworen
WeiSSbuch innenStadt

Wo das herz schlägt ...
Grabgesänge auf die deutschen innenstädte waren in den  vergangenen 
Jahrzehnten Routine. nun aber hat sich der Wind gedreht. der diskurs 
über die Renaissance der Städte beherrscht Wissenschaft, Medien und 
Politik. Wo sich erfolgsgeschichten anbahnen, darf die bundesregie-
rung nicht fehlen. bundesminister Ramsauer hat Fachleute, bürger und 
Verbände aufgefordert, beim „Weißbuchprozess innenstadt“ mitzu-
mischen. noch aber weiß niemand, wohin das unternehmen eigentlich 
geht, vor allem nicht, wie ernst es gemeint ist. 
„Der Zeitpunkt, jetzt mehr für die 
Innenstädte zu tun, ist günstig. Die 
Innenstadt wird vielerorts als Wohn-
ort wiederentdeckt.“ So heißt es 
im frisch aufgelegten Entwurf des 
Weißbuchs Innenstadt. Bislang hat 

des Bauministers Herz besonders 
geglüht, wenn er sich als Beschleuni-
gungs- und Motorisierungsminister 
präsentieren durfte. Nun wird mit 
dem Weißbuch-Entwurf ein feuri-
ges Plädoyer für das Herz der Städ-
te vorgelegt. Nicht verwunderlich, 
dass man beim Hineinhören in die 
Verbände Skepsis wahrnimmt. „Der 
Diskussionsentwurf des Ministeriums 
ist nicht falsch, aber auch nicht mehr 
als eine Fleißarbeit“, hört man von 
Hartmut Thielen vom Deutschen 
Städtetag, und er ergänzt: „Immer 
dort, wo es mit Bezug auf den Bund 
konkret werden könnte, bleibt das 
Papier noch zu vage.“
Das ministerielle Timing für die Ein -
leitung des Verfahrens ist in der Tat 
denkwürdig – wurden die Kommu-
nen doch noch vor wenigen  Wo   chen 
durch die Nachricht einer Hal  bierung 
der Bundesmittel für die Städ te bau   -
förderung alarmiert. In farkt    präven-
tion in ihren städtischen Herz    stücken 
können sie aber nur bei hin   reic hen-
der Finanzlage  betreiben. Die aber 
ist katas trophal. Grund sind vor al-
lem die zwi schen 2000 und 2009 
verdoppelten Sozialausgaben und 
die in der Vergangenheit rückläufi-
gen Einnahmen aus der Gewerbe-
steuer. 
„In der Mitte der Stadt lässt sich 
ihre Bedeutung, ihre Kultur und ihr 
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wirtschaftliches und gesellschaft-
liches Klima ablesen.“ Nirgendwo 
sonst ist die Krise unseres Wachs-
tumsmodells und unseres sozialen 
Zusammenlebens so sichtbar wie in 
den gesichts- und trostlosen Stadt-
zentren. Am deutlichsten erkennt 
man dies an den Fußgängerzonen.
Als die „autofreien Kinder der auto-
gerechten Stadtplanung der Nach-
kriegsmoderne“ hat der Berliner 
Kunsthistoriker Jürgen Tietze sie be -
zeichnet. „Inzwischen ist das Mo-
dell Fußgängerzone insgesamt in 
die Jahre gekommen.“ Befreit von 
Wohnnutzungen und Autoverkehr 
erstickt der Wettbewerb der Mar-
kisen-, Schaufenster-, Schilder- und 
Neonreklamen jegliche Aufenthalts-
qualität. Im Schwebezustand zwi-
schen ihren ehemaligen Straßen- 
und der missglückten neuen Platz- 
und Marktfunktion sind die Innen-
städte vielerorts nur noch Konsum-

Ratlosigkeit – nicht 
Planungsirrtum

zonen, die nach Geschäftsschluss in 
Agonie fallen. Es wäre zu kurz ge-
griffen, sie nur als Planungsirrtümer 
im Gefolge einer falsch verstande-
nen  Zonierung und Entmischung zu 
sehen. Sie künden vom Zustand ei-
nes Gemeinwesens, das nicht mehr 
genau weiß, was es mit seinen öf-
fentlichen Räumen anstellen soll. 
Berlin mit seinen Subzentren – eine 
Stadt der vielen Innenstädte – zeigt 
ebenso das Spektrum wie den Wett-
MieterMagazin 12/2010



bewerb der Lösungen. Neben Fried-
richstraße und Kurfürstendamm, 
City Ost und West liegen zahlreiche 
Straßen, in denen sich Handel und 
Gastronomie konzentrieren. Es gibt 
Extreme: Die Fußgängerzone in der 
Wilmersdorfer Straße von Charlot-
tenburg, eine unwirtliche Spätgeburt 
der Nachkriegsmoderne, ist das ei-
ne. Auf der anderen Sei te stehen die 
Plätze in den West- und Ost-Berli ner 
Alt-Quartieren, in denen es noch 
eine Mischung von Wohnen und 
Gewerbe gibt, wie der  West-Berliner 
Savignyplatz und der Ost-Berliner 
Kollwitzplatz – mit hohem Wohnan-
teil, einem Rest von spezialisiertem 
Einzelhandel und einer bereits 
grenz wertigen Ansammlung von 
Gas tro nomien. 
Die Normalität liegt dazwischen: Die 
Steglitzer Schlossstraße nahe der 
Grenze zu Zehlendorf zum Beispiel. 
Der Bezirk hat das Kaufhaussterben 
in dieser monofunktionalen Meile 
be schleunigt, indem er auf kürzes-
ter Distanz neben mehreren großen 
Warenhäusern eine Shopping-Mall 
am Südende genehmigte. Der stadt-
kulturelle Beitrag dieser Art von In -
nenstadt ist jedenfalls ähnlich wie in 
MieterMagazin 12/2010

Schilder-Terror in 
der Schlossstraße

Unwirtliche Nach-
kriegs moderne: 
Wilmers dorfer 

Straße
der Wilmersdorfer Straße und an-
ders wo: tagsüber schneller  Konsum 
und nach Feierabend Leere und 
Langeweile. 
Innenstädte wie die Schloss straße in 
Steglitz künden von der Mutlosigkeit 
der Politik, einer übermäßigen Nut-
zung von Filialisten und Warenhaus-
konzernen Einhalt zu gebieten. Den 

der bürger ist mehr 
als Konsument

Schilder- und Reklameterror können 
Stadtplanungsämter und Wettbe-
werbe für den öffentlichen Raum 
auch mit vorhandenen Rechtsinstru-
menten verhindern. Aber sie müss-
ten das Publikum nicht nur als Kon-
sumenten, sondern als Stadt-, Bil-
dungs- und Kulturträger begreifen. 
„Kommt der große Investor“, so der 
Geschäftsführer des Berliner Mie-
tervereins Reiner Wild, „dann wird 
die kommunale Planung passend 
gemacht, werden Verstöße gegen 
Rechtsvorschriften nicht  geahndet 
und darf, wie beim Schloss in Steg-
litz, noch mehr Publikum aus dem 
öffentlichen Raum in eine Passage 
abgesaugt werden als ursprünglich 
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geplant.“ Das Weißbuch schlägt re-
gionale Einzelhandelskonzepte, in-
nerstädtische Entwicklungskonzepte 
und die Bündelung lokaler  Netzwerke 
vor. Richtige Ansatzpunkte, die je-
doch wirkungslos werden, wenn die 
schlechte Finanzlage der  Städte stän-
dig Anreize gibt, um  kostbare Flächen 
an Meistbietende zu verkaufen. 
Das größte Fragezeichen, wenn es 
um die Aufwertung innerstädtischer 
Räume geht, hinterlässt jedoch der 
motorisierte Individualverkehr.  Eine Fo
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Frage, auf die das Weißbuch weni-
ger eine Antwort als eine Umfah-
rungsstrategie anbietet. „Gewähr-
leistung von Mobilitätsvielfalt“ unter 
besonderer Berücksichtigung der 
Elektromobilität lautet die Faustfor-
mel, an der der bayerische  Hausherr 
des Ministeriums offenkundig mit-
ge strickt hat: „Wir wollen  Mobilität 
als unverzichtbaren Teil unserer Frei-
heit und unseres Wohlstandes si-
chern, ausbauen und bestmöglich 
organisieren.“ 12,6 Milliarden Euro 
hat Ramsauer für den Verkehrsbe-
reich und 2,2 Milliarden Euro für den 
Bereich Bau und Stadtentwicklung 
geliefert. Wohl kaum ein Beleg  dafür, 
dass der Städtebau ein Schwerpunkt 
der Bundesregierung und ihres Bau-
ministers ist. Das Wohnen, der Woh -
nungsbau und die Themen rund um 
die Preise der Mietwohnform liegen 
genauso wie die nicht motorisierten 
Fortbewegungsformen in dessen 
Verantwortung, aber nicht dort, wo 
sein Herz schlägt. Für die Innenstäd-
te aber ist der motorisierte Individu-
alverkehr der Infarktfaktor Nummer 
eins. Eine durchgreifende Sanierung 
der urbanen Mobilitätssysteme tut 
Deutschlands Städten und dem Kli-
maziel ebenso Not wie dem Minister 
eine Neuordnung seiner Herzangele-
genheiten.                                   ah 
das Weißbuch: weise handlungsanleitung 
oder farbige Werbemaßnahme? 
Als eine Sammlung mit Vorschlägen zum Vorgehen in 
einem bestimmten Bereich bezeichnet die Internet-
Enzyklopädie „Wikipedia“ das Weißbuch. Ihrem histo-
rischen Ursprung nach gehören Weißbücher zu jenen 
offiziell-farbigen Dokumentensammlungen, die als di-
plomatische Schriftensammlung zumeist die Außen-
politik betrafen. In den USA waren sie ebenso wie 
in Österreich rot, blau in Großbritannien und gelb in 
Frankreich. Im Kern dienten sie zur Rechtfertigung po-
litischen Handelns. Das Weißbuch Innenstadt soll nun 
„die wichtigsten Trends, Chancen und Probleme der 
innerstädtischen Entwicklung aufzeigen und konkre-
te Vorschläge formulieren, wie Bund, Länder, Kom-
munen, Private und andere eine nachhaltige Entwick-
lung der Stadt- und Ortskerne unterstützen können.“ 
Wie viel ernsthaftes Diskussionsangebot der bis in das 
Frühjahr 2011 befristete Weißbuch-Prozess transpor-
tiert, lässt sich zurzeit schwer beurteilen. Eine Weg-
weiserfunktion wäre dem Weißen Buch zu wünschen. 
Das Thema hätte es verdient.                                 ah
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Hintergrund

Der Warnitzer E
Bogen in Hohen-

schönhausen: 
Umfassende 

Sa nierung im Takt-
straßenverfahren
UmbaU der NeUbaUviertel Ost

Platte ist nicht Platte
die vergangenen zwei dekaden des Ost-berliner Plattenbaus sind geprägt 
von bewohnerflucht, leerständen, potenzieller verwahrlosung und ab-
rissen. soweit die eine seite. auf anderer stelle wurden Gebäude moder-
nisiert, das Umfeld aufgewertet, neue bewohner akquiriert. Platte ist 
nicht Platte im Jahr 20 nach der Wiedervereinigung – auch wenn das Ur-
teil vor allem derer, die nicht dort wohnen, noch immer überwiegend ab-
lehnend ist.
 

Havemannkiez. Hier, am nordöst­
lichen Rand Berlins haben Planer, 
Architekten und Vermieter mit den 
„Ahrensfelder Terrassen“ gezeigt, 
was sich aus gewaltigen elfgeschos­
sigen Wohnscheiben machen lässt: 
Apartmenthäuser, mediterran anmu­
tend, ausgestattet mit großzügigen 
Loggien, Balkonen und Dachterras­
sen. Dabei standen 2002 die Chan­
cen gerade für diesen Teil Marzahns 
denkbar schlecht. 
Der Bezirk, gegründet im Januar 
1979, hatte mit seinen 60 000 Woh­
nungen für über 160 000 Menschen 
Berlin in nicht einmal zehn Jahren 
um eine Großstadt erweitert. Doch 
was als durchaus großzügig ange­
dachtes „sozialistisches“ Wohnpro­
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jekt begann, endete in Mangel und 
Pfusch am Bau. Hier draußen am 
Stadtrand waren alle städtebauli­
chen und architektonischen Anfor­
derungen heruntergefahren worden 
– es ging nur noch um Masse, nicht 
mehr um Qualität. Und so blieben 
bald nach der Wende immer mehr 
Namensschilder an den Klingelanla­
gen leer. Aus einst gefragten Woh­
nungen wurde die gefürchtete „Plat­
te“. 
„Ab 1994 setzte eine massive Kün­
digungswelle ein“, erinnert sich Eri­
ka Kröber, Pressesprecherin der De­
gewo. Mit einem ersten Sanierungs­
programm versuchte man, den 
Dammbruch auf zuhalten. Aber ge­
dämmte und farbenfreudigere Fas­
saden konnten den Wegzug nicht 
stoppen. In wenigen Jahren  muss  te 
der kommunale Vermieter den 
höchsten Berliner Leerstand vermel­
den: 16 Prozent. Erika Kröber selbst­
kritisch: „Wir hät  ten damals gleich 
mehr in die Wohnungen selbst in­
vestieren müssen.“ Eine  komplexe 
Sanierung, zu der auch geflieste Bä­
der und Küchen, Türen mit Zargen 
und neue Fußbodenbeläge gehören, 
führ te die Wohnungsbaugesellschaft 
erst nach und nach durch – und auch 
nicht in allen Objekten. Aber die Zei­
ten, wo jeder die ihm zugewiesene 
Wohnung nehmen musste, waren 
schließlich vorbei. Nun wählten die 
Mieter und stellten Ansprüche. 
Wachsender Leerstand und  weiter 
abnehmende Nach frage – für das 
kom munale Unternehmen stand 
Mitte der 90er Jahre fest, dass nicht 
alle Bestände zu  halten waren. Ver­
käufe und weiter abnehmende Nach­
frage und ab 2002 Ab  riss mit Mitteln
aus dem „Stadtum bau Ost“ waren 
Maß  nahmen, um nach und nach zu 
einer soliden wirtschaftlichen Basis 

Unverhoffter Zuzug
aus anderen bezirken

zurückzufinden. Von den 36 000 
Wohnungen, die das  kommunale 
Unternehmen 1990/1991 in Mar­
zahn bewirtschaftete, finden sich 
heute noch rund 18 000 unter dem 
Dach der Degewo.
„Einfach nur von außen nach innen 
abzureißen, das stand bei uns in Mar ­
zahn nicht zur Debatte“, erklärt Eri­
ka Kröber entschieden.  Zum einen, 
weil mit Beginn des Programms 
Stadtumbau Ost ein ganzer Teil der 
Wohnhäuser bereits saniert war. 
Zum anderen aber auch, weil ein 
Ab riss für die Kieze kein überzeu­
gendes städtebauliches Konzept 
darstellte. So entstand auch die Idee 
zu den vielbeachteten „Ahrensfelder 
Terrassen“ in der Havemannstraße. 
Als dort 2002 das Rück­ und Um­
bauvorhaben bekannt wurde, gab 
es aber erst einmal Empörung. Ein 
solches Projekt war eben nicht nur 
eine finanzielle, technische und lo­
gistische, sondern vor allem eine 
soziale Herausforderung. Als dann 
aber fast die Hälfte der  Bewerber 
um die Woh nungen in den Terras­
Größter leerstand in Hellersdorf
In den Großsiedlungen des Bezirks Marzahn­Hellers­
dorf gibt es heute rund 40 verschiedene Vermieter. Ein 
Drittel von ihnen sind kommunal, ein Drittel genossen­
schaftlich und ein Drittel privat. Während in Marzahn 
der allergrößte Teil der Bestände saniert ist, gibt es in 
Hellersdorf noch einige unsanierte Bestände. Nach 
Zahlen des Verbandes Berlin­Brandenburgischer Woh­
nungsunternehmen (BBU) ist hier auch der Leerstand 
mit 8,1 Prozent am höchsten.
Die Vermieterlandschaft in den Plattenbaugebieten 
Lichtenbergs ist übersichtlicher. Hier ist die Howoge 
mit ihren weit über 50 000 Wohnungen der mit Ab­
stand größte Vermieter. Darüber hinaus gibt es hier 
noch einige genossenschaftliche und wenige private 
Vermieter.                                                               rm
MieterMagazin 12/2010



Neue Service-
leistungen wie 

zum Beispiel 
Concierge-Dienste 

zielen auf die 
zunehmend ältere 

Bewohnerschaft

F Mit den Ahrens-
felder Terrassen 
ge lang der Degewo 
ein  vielbeachteter 
Umbau von elf -
geschossigen 
Plattenbauten
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senhäusern aus anderen  Berliner 
Bezirken kamen, wurde deutlich: 
Das Projekt ist gelungen – null Pro­
zent  Leerstand in den begehrten 
Wohnungen. 
Im Umfeld ist die Zahl der leer ste­
henden Wohnungen deutlich  höher: 
7,2 Prozent. Und über ein Drittel der 
Mie ter dort leben von staatlicher 
Unterstützung. Mit einem  gezielten 
Quartiersmanagement wollen die 
Wohnungswirtschaftler dem begeg­
nen.
Am Warnitzer Bogen in Hohenschön­
hausen hat auch der Vermieter Ho­
woge Verbesserungsmaßnahmen er­
griffen. An vorderster Stelle steht die 
Sanierung der Bestände. „Wir woll­
ten unsere Häuser nur einmal – dann 
aber richtig in die Hand nehmen“, 
kommentiert der Pro kurist des Un­
ternehmens, Michael Wagner. Und 
so wurden taktstraßenähnlich nach 
und nach nicht nur die Fassaden, 
sondern auch Ver sorgungsstränge, 
Heizungsanlagen und die Wohnun­
gen selbst auf einen modernen Stan­
dard gebracht. In Hohenschönhausen 

Gebaut in den 80er Jahren,
saniert in den 90ern

und erst recht am Warnitzer Bo gen 
hieß das, Häuser zu sanieren, die 
ei gentlich nicht besonders alt sind: 
Im Februar 1984 war in der Barther 
Straße der Grundstein für Ost­Ber­
lins zweitgrößtes Neubaugebiet ge­
legt und noch im Oktober 1989 in 
MieterMagazin 12/2010
der Passower Straße die letzte Plat­
te gesetzt worden. Als ein knappes 
Jahr später aus der „Kommunalen 
Wohnungsverwaltung“ des Bezirks 
Hohenschönhausen das Wohnungs­
unternehmen Howoge entstand, 
setzte auch hier die Fluktuation der 
Mieter ein. In diesem damals jüngs­
ten Ost­Berliner Bezirk mit einem 
Durchschnittsalter von 27 Jahren 
zogen viele gen Westen, der Arbeit 
hinterher. Andere, die es sich leisten 
konnten, bauten ein Häuschen am 
Stadtrand – oder verließen die Platte 
Richtung Innenstadt. 
1994 startete das Wohnungsunter­
nehmen sein Programm – bis heu­
te sind weit über eine Milliarde Eu­
ro verbaut, die Sanierung der Groß­
siedlungen, aber auch der zum Be­
stand gehörenden Altbauten ist na­
hezu abgeschlossen. Der Erfolg ist 
messbar: Die Leerstandsquote in den 
einzelnen Hohenschönhausener Plat­
tenbaukiezen liegt inzwischen un­
ter 2 Prozent. Auch die Bestände der 
einstigen Wohnungsbaugesellschaft 
Lichtenberg, die seit 1998 zur Ho­
woge gehört, sind nahezu vollstän­
dig vermietet. Auf einen Abriss ver­
zichtete das Unternehmen weitge­
hend, lediglich ein Hochhaus in der 
Frankfurter Allee mit 120 Wohnun­
gen musste weichen.  
Zuzug ins Lichtenberger Sewan­Vier­
tel? Bei  einem Leerstand von nur 1,2 
Prozent ist das gar nicht so einfach. 
Und das hat verschiedene  Ursachen: 
innen stadtnahe Lage, die Nähe zum 
Friedrichsfelder Tierpark, aber auch, 
dass das zwischen 1961 und 1972 
entstandene kleine Neubaugebiet 
heute unter hohen Bäumen und um 
schattige Innenhöfe herum liegt. 
Das Hans­Loch­Viertel, wie es da­
mals hieß, war Ost­Berlins erste Plat ­
tenbausiedlung und ist heute eine 
grüne Oase. Wer damals hier eine 
Wohnung bekam, konnte sich glück­
lich schätzen – und wohnt zum aller­
größten Teil heute noch hier. Für den 
heutigen Vermieter  Howoge, der 
im Kiez 5500 Wohnungen bewirt­
schaftet, ist das allerdings auch ein 
Problem, mit dem er sich auseinan­
dersetzen muss: Das Durchschnitts­
alter im Sewan­Viertel liegt inzwi­
schen bei über 60 Jahren. 
Senioren sind mittlerweile überall 
eine zunehmend wichtige Zielgrup­
pe für Vermieter. Aufwändige Um­
bauten einzelner Wohnungen, aber 
auch die grundlegend neue Konzep­
tion ganzer Gebäude sollen es rich­
ten. Wie in der Baikalstraße 21. Hier 
sanierte die Howoge ein 17­geschos­
siges Hochhaus und stattete es nicht 
nur mit seniorenfreundlichen Woh­
nungen, sondern auch mit vielen 
Hilfs­ und Pflegeangeboten aus. Ein 
Concierge am Eingang achtet auf Si­
cherheit und Sauberkeit und ist auch 
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mal für ein Schwätzchen und die ei­
ne oder andere Hilfestellung da. „Es 
fühlen sich hier wieder viele  Mieter 
heimisch – und wir wollen ihnen 
das Wohnen bei uns lange ermögli­
chen“, sagt Erika Kröber. Und fügt 
hinzu: „Gerade mit der Platte lässt 
sich da viel machen: Die Gebäude 
sind flexibel.“ Das werden sie freilich 
weiter beweisen müssen.
Rosemarie Mieder
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Hintergrund

Der Übergang in 
das Wohnungs-
marktsystem 
des Westens 
war für die Ost-
Bundesländer ein 
schwieriger Prozess
20 Jahre Zusammenschluss von ost und West im dmB

vereint im erfolg?
am 19. mai 1990 wurde der mieterbund der ddr in ost-Berlin gegründet. 
der damalige Präsident war Joachim Göring. von einem „neuen Farbtup-
fer“ in der politischen Kultur der ddr sprach Wolfgang ullmann, vize-
präsident der volkskammer der ddr. heute – 20 Jahre danach – sind die 
ostdeutschen vereine fester Bestandteil der deutschen Zivilgesellschaft 
und des politischen lebens geworden. 
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Als er in seinem Kölner Büro eintrifft, 
warten zwei Besucher auf Helmut 
Schlich, die dort nach einer Nacht­
fahrt seit 8 Uhr in der Früh aushar­
ren. Professor Kaden und Stefan 
Klein wollen sich beim Direktor des 
Deutschen Mieterbundes (DMB) or­
ganisatorische und politische Tipps 
für den Aufbau der Mieterorganisa­
tion Ost holen. „Es gab eben gewisse 
Unterschiede zwischen dem Arbeits­
beginn im Westen und dem damals 
noch stark altindustriell geprägten 
Osten“, erinnert sich Helmut Schlich 
als damaliger Bundesdirektor des 
Deutschen Mieterbundes. Das ge­
schilderte Ereignis fand Anfang der 
90er Jahre kurz nach Mauerfall statt. 
Seitdem haben sich in Sachsen und 
im benachbarten „Land der Frühauf­
steher“ Sachsen­Anhalt nicht nur die 
Büroanfangszeiten geändert.

„Wer zu spät kommt, den bestraft 
das Leben“ – diese oft zitierte Aus­
sage Michael Gorbatschows galt als 
Leitmotiv vieler Aktionen rund um 
den Aufbau des Mieterbundes Ost. 
Tausende von Ki lometern legte Jost 
Riecke, der da malige „Ostbeauftrag­
te“ des DMB, in seinem Auto zurück, 
um den „Wind of Change“ in die 
ost deutschen Städte und Vereine zu 
tra gen. Der Mieterbund leistete mit 
4 Pfennig pro Mitglied und Monat 
von Sei ten der Westvereine einen 
Soli darbeitrag, um diese und  viele 
ande re Aufbauhilfen zu  finanzieren. 
Das wa ren immerhin 500 000 DM 
pro Jahr – insgesamt 2,5 Millio nen 
DM. 

rasante entwicklung

Zu den Städten, die das Gorbat­
schow­Motto besonders beherzig­
ten, gehörte Leipzig. Dort wurde 
am 16. Februar 1990 der erste Mie­
terverein im Deutschen Mieterbund 
gegründet. Und ebenfalls in Sachsen 
entstand nur gut einen Monat spä­
ter auch der Dresdener Mieterverein 
mit anfangs 93 Mitgliedern. 1996 
konnte der Verein rund 15 000 Mit­
glieder vorweisen. 2009 hatten die 
mittler weile 83 Vereine in den ost­
deutschen Bundesländern 235 000 
Mitglieder und stellten 20 Prozent 
der Mitglieder des Deutschen Mie­
terbundes. Für einen Zeitraum von 
nur 20 Jahren ist das eine stolze Bi­
lanz. Immer hin war es eine Entwick­
lung, die nach dem Mauerfall prak­
tisch bei Null begann. 
Für das Wachstum gab es viele Be­
schleuniger. Neben der bereits ge­
nannten Aufbauhilfe Ost waren es 
manchmal auch Zufälle.  Helmut 
Schlich: „Frau A. aus Güstrow in 
Mecklenburg reiste zu Bekannten 
nach Koblenz. Ihr Neffe, Mieterbe­
rater am Deutschen Eck, infizierte 
sie. Zurück in Güstrow trommelte sie 
Freunde und Bekannte zusammen – 
und schon entstand ein Mieterver­
ein.“ In anderen Fällen entstanden 
Partnerschaften zwischen Landes­
verbänden. Im Norden kümmerten 
sich Hamburg und Schleswig­Hol­
stein um Mecklenburg­Vorpommern. 
Der Verband von Nordrhein­West­
falen betreute und beriet Branden­
burg und Sachsen­Anhalt. Die Lan­
desverbände von Hessen, Baden 
Württemberg und Bayern übernah­
men Partnerschaften mit Sachsen 
und Thüringen. 
Berlin, die geteilte Stadt, nahm in 
dieser Entwicklung eine Sonderstel­
lung ein. Der Berliner  Mieterverein 
als größter DMB­Verein in der west­
lichen Stadthälfte wirkte als Be­
schleuniger und Aufbauhelfer. Im 
Ostteil begann es in einem Gebäu­
de Unter den Linden 36­38, das bis 
En de 1989 Sitz des FDJ­Zentralrates 
war. Danach wurde es zum Haupt­
stadtstudio des ZDF. Jürgen Fischer, 
Mitglied der Gründungsinitiative für 
den Ostdeutschen Mieterbund, erin­
nert sich: An der Spitze der Initiative 
stand Michael Roggenbrodt, heute 
Geschäftsführungsmitglied des Ge­
samt­Berliner Vereins. „Das kleine 
Büro verfügte über einen Telefon­
anschluss und nur über ein Telefon. 
Noch kein Fax, kein Computer – und 
das Handyzeitalter setzte ohnehin 
erst Jahre später ein.“ 

im Wohnen am 
weitesten vereint

Es ging schnell, manchen zu schnell. 
Denn Berlin war ab 1989 so etwas 
wie ein „Labor der Wiedervereini­
gung“ – eine Vereinigung, die nicht 
nur für das organisatorische, sondern 
auch für das Zusammenwach sen der 
Wohnungsmärkte und Rechts sys te­
me stand. Der Geschäftsführer des 
Berliner Mietervereins, Reiner Wild: 
„Der Mieterverein und seine Dach­
organisation haben den schwierigen 
Übergang in ein gesamtdeutsches 
MieterMagazin 12/2010
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Maueröffnung 
1989, Mieter-
demonstration 
am Berliner 
Alexander-
platz 1993
wohnungswirtschaft liches und miet­
rechtliches System  mit viel Engage­
ment begleitet.“ Im Nachhinein se  ­
hen die Abläufe selbstverständlich, 
fast reibungslos aus. Aber Wild er­
innert sich gut daran, welche enor­
men Kraftakte insbesondere der 
ost  deutschen Mitstreiter dafür not­
wendig waren. 
War diese schnelle Vereinigungs­ 
auch eine Erfolgsgeschichte? Die 
Diskussion über diesen Punkt fand 
wie im gesamtdeutschen DMB auch 
im Berliner Verein nicht immer ver­
söhnlich statt. Verbandsführungen 
gesamtdeutscher Organisationen 
antworten ungern auf diese Frage. 
Fragt man die Betroffenen, dann 
haben sich bei der Wohnung und 
der Freizeit – und nur dort – die Zu­
friedenheitskurven in Ost und West 
angenähert. Um die schwierige Dis­
kussion zu versachlichen, hatte der 
Berliner Mieterverein 2008 das „In­
stitut Für Soziale Stadtentwicklung“ 
MieterMagazin 12/2010
(IFSS) mit einer Studie beauftragt. 
Dort kann man nachlesen, dass das 
Gesamtergebnis weder eine klar po­
sitive noch nega ti ve Gesamtbilanz 
zu lässt. „Wer Ne gativmeldungen 
sucht, findet sie – wer Positivnach­
richten braucht, wird ebenfalls fün­
dig“, kommentiert Ar min Hentschel, 
der Leiter des IFSS die Entwicklung. 
Die Einkommen im Osten seien nied­
riger, aber der Berliner Westen ist 
der Alleinerbe einer unbewältigten 
Integration von Ausländern. Beim 
„Altern“ hat der Westen Berlins die 
Nase vorn, die Jugend bevorzugt die 
Altbaugebiete im Osten. Anderer­
seits: Der Altersdurchschnitt ist im 
Großsiedlungsbezirk Marzahn­Hel­
lerdorf am schnellsten angestiegen.

Eine gewisse Verdrängung der ost­
deutschen Stammbevölkerung durch 
West­Berliner und Westdeutsche 
findet – so Hentschel – zwar in den 
Sanierungsgebieten von  Mit  te statt, 
aber sehr viel weniger in den „Szene­
gebieten“ von Prenzlauer Berg. Die 
im Osten besonders beklagte Eigen­

20 Jahre gemein-
same Mieter-
bewegtheit – 

Anlass für einen 
nostalgischen 

Blick zurück
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heimförderung hat zur Entleerung 
von Großsiedlungen am Stadtrand 
beigetragen, aber die politischen Re­
präsentanten, die dies kritisieren, 
müssen auch zur Kenntnis nehmen, 
dass die Ost­Berliner Bevölkerung der 
aktivste Teil der Suburbanisierung 
war. Schließlich: Die Mischung der 
Stammbevölkerung Ost und West 
schreitet vor allem im Osten schnell 
voran. Unter den mischungsfreudi­
gen jungen Erwachsenen weiß in ei­
nigen Jahren niemand mehr, wer ur­
sprünglich Ossi oder Wessi war. 
Mag die gesamte Lebenswirklichkeit 
in Ost und West auseinanderfallen – 
beim Wohnen sieht es etwas anders 
aus. So jedenfalls sieht es der Präsi­
dent des DMB, Franz­Georg Rips für 
Berlin: „20 Jahre nach Mauerfall ste­
hen sich die Ost­ und West­ Berliner 
beim Wohnen näher als in allen an­
deren Lebensbereichen.“ Dies ist ein 
Ergebnis, an dem der Deutscher Mie­
terbund als gesamtdeutsche Organi­
sation mitgewirkt hat.                mm
20 Jahre später ...
Anlässlich des Jubiläums lud der Deutsche Mieterbund 
am 29. Oktober 2010 zu einem Abendessen auf der 
Moritzburg in Halle ein. Mit der Veranstaltung sollte 
das Engagement jener Personen gewürdigt werden, die 
vor 20 Jahren maßgeblich mit ihrer Arbeit zu dem Auf­
bau der ostdeutschen Landesverbände des Deutschen 
Mieterbundes beigetragen hatten. Auch der Berliner 
Mieterverein nahm mit einer Gruppe von Ehrenamtli­
chen „der ersten Stunde“ an dieser Veranstaltung teil.
Nach den Grußworten der Bürgermeisterin von  Halle, 

Frau Dagmar Szabados, und Sachsen­Anhalts 
Bauminister Dr. Karl­Heinz Daehre,  würdigte 
DMB­Präsident Franz­Georg Rips den heuti­
gen Erfolg des DMB als gesamtdeutsche 
Mietrechtsorganisation. Mit  Anekdoten und 
Erinnerungen folgte ein erfrischender Rück­
blick von Helmut Schlich, der die Anfänge des 
gesamtdeutschen Mieterbundes als damaliger 
Direktor des DMB begleitet hatte. In der un­
terdessen ausgelassenen und fröhlichen Stim­
mung ergänzte Ellen Schultz, Vizepräsi dentin 

des DMB, den Rückblick des Alt­Bundesdirektors mit 
ihren persönlichen Erinnerungen – sie war 1990 maß­
geblich an der Gründung der ostdeutschen Mieteror­
ganisationen beteiligt. 
Ein anschließendes geselliges Beisammensein gab denn 
auch den übrigen Altvorderen Gelegenheit zu einem 
Blick zurück auf 20 Jahre gemeinsame Mieterbewegt­
heit.                                                       Wibke Werner
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Hintergrund

Im Winter lüftet 
man durch weit, 
aber nur kurz 
geöffnete Fenster
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Heizen

Mit dem richtigen Dreh
Private Haushalte verbrauchen mit Abstand die meiste energie fürs Hei­
zen: Mehr als 70 Prozent macht die Raumwärme aus. Hier energie zu spa­
ren, lohnt sich also – zumal die Heizkosten in den letzten Jahren rasant 
in die Höhe geschossen sind. 
 

Keine Sorge: Auch ohne frieren zu 
müssen, lassen sich die Heizkosten 
mit ein paar einfachen Tricks senken.
So sollte vor allem ein verschwende-
rischer Umgang mit Wärme vermie-
den werden. „Wer die Raumtempe-
ratur nur um ein Grad Celsius senkt, 
spart rund sechs Prozent Energie“, 
sagt Thomas Drinkuth,  Projektleiter 
Energieeffiziente Gebäude bei der 
Deutschen Energie-Agentur  (Dena). 
In Wohnräumen gelten 20 Grad Cel-
sius als angemessene  Temperatur, 
in der Küche, wo Kühlschrank und 
Herd mitheizen, 18 bis 20 Grad und 
im Badezimmer 21 Grad.  Schlafen 
lässt es sich am besten bei 16 bis 
18 Grad. Nachts und auch  tagsüber 
bei längerer Abwesenheit sollten die 
Temperaturen in sämtlichen  Räumen 
gedrosselt werden. Kälter als 14 bis 
15 Grad sollte es allerdings auch nicht 
werden, denn dann kühlen die Wände 
zu sehr ab und es besteht die Ge fahr, 
dass sich Schimmel  bildet. „Niedrig 
beheizte Räume sollten zu  dem re-
gelmäßig gelüftet werden, da sich 
aufgrund der geringeren Temperatur 
Feuchtigkeit leichter an Wänden und 
Fenstern nieder schlägt“, rät Drinkuth. 
Die Türen zu diesen Räumen hält 
man am besten geschlossen.
Dauerlüften über gekippte Fenster 
sollte man in der kalten Jahreszeit 
unterlassen, auch wenn die Thermo-
statventile dabei zugedreht werden. 
Denn das kühlt die  Fensterlaibungen 
und die Wände um die Fenster  herum 
zu sehr aus. Das kostet nicht nur un-
nötig Energie, sondern kann auch 
Schimmel verursachen. Zudem  dauert 
es etwa eine Stunde, bis die Luft sich 
beim Kipplüften komplett ausge-
tauscht hat. Besser ist es, mehrmals 
täglich fünf bis zehn Minuten mit 
weit offenen Fenstern und am bes-
ten quer zu lüften. „Auch während 
dieser Zeit sollten die Heizkörper-
ventile allerdings geschlossen wer-
den“, so Drinkuth.
Heizkörper sollten nicht von Möbeln 
oder Vorhängen verdeckt sein, denn 
sie verhindern, dass sich die Wärme 
im Raum verteilt. Rollläden, Fenster-
läden oder Gardinen vor den Fens-
tern sind dagegen gerade nachts 
sinnvoll, denn bei tiefen Außentem-
peraturen geht über Glas und Rah-
men die meiste Wärme verloren. 
Laut Umweltbundesamt (UBA) kön-
nen Rollläden die Wärmeverluste 
um mehr als 20 Prozent verringern, 
Vorhänge immerhin um 10 Prozent.
Ist Luft im Heizkörper, wird er nicht 
gleichmäßig warm und gluckert 
mehr oder weniger wirkungslos vor 
sich hin. Mit einem Entlüftungs-
schlüssel lässt sich das Problem 
schnell lösen. Wer  einen Heizkör-
per allerdings ständig neu entlüften 
muss, sollte sich an Ver mie  ter oder 
Hauswart wenden, denn dann muss 
die Heizungsanlage wo möglich mit 
Wasser aufgefüllt werden. 

eine zeitschaltuhr 
für die Heizung

Auch hinsichtlich der Thermostat-
ventile an den Heizkörpern ist ei-
niges zu beachten: „Sie  müssen 
die Temperatur frei fühlen können 
und dürfen nicht zugestellt sein, 
 damit sich kein Wärmestau bildet“, 
sagt Drinkuth. Mit elektronischen 
 pro grammierbaren  Thermostaten 
lassen sich die Heizkörper so  regeln, 
dass sie zu bestimmten Zeiten mehr 
oder weniger Wärme abgeben. Es 
gibt diese bereits für rund 20  Euro 
im Baumarkt oder Fachhandel. Die 
um die 100 Euro teureren funkge-
steuerten Ge räte erkennen sogar 
geöffnete Fens ter und schalten den 
Heizkörper wäh rend des Lüftens au-
tomatisch aus. Beim Auszug  können 
die Thermostate problemlos ab- und 
die al ten Regler wieder  anmontiert 
werden. Richtig genutzt, sparen 
Ther  mostatventile fünf bis zehn 
 Pro zent Heizenergie. 
Kristina Simons
Alles dicht?
Geht Wärme durch undichte Fenster verloren, was be  -
sonders bei den Berliner Kastenfenstern  auftreten kann, 
hilft spezielles Isolierband aus dem Baumarkt (Achtung: 
Bei Kastenfenstern muss die Dichtung an die Innenflü-
gel). Gleiches gilt für undichte Eingangs türen. Die Ni-
sche hinter den Heizkörpern kann bei Bedarf mit einer 
fünf Millimeter dünnen aluminium-kaschierten Styro-
porplatte wärmegedämmt werden. Das spart nach Be-
rechnungen des Umweltbundesamts bis zu sechs Pro-
zent Heizenergie und rechnet sich nach spätestens zwei 
bis drei Heizperioden.                                               ks
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Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes

Die kompletten Entscheidungen finden 
Sie im Internet unter www.berliner­
mieterver ein.de/recht/. Diese Beiträge 
sind gekennzeichnet mit  . Im Internet 
haben Sie durch die komfortable Such­
funktion einen bequemen Zugriff auf die 
seit Januar 2001 veröffentlichten Ent­
scheidungen und Aufsätze.
Aufklärungspflichten 
des Vermieters

Der Vermieter ist verpflichtet, den Mieter, der mit ei­
ner längeren Dauer des Mietvertrags über die Woh­
nung rechnet, vor Vertragsabschluss über die Ab­
sicht oder zumindest die Aussicht begrenzter Miet­
dauer aufzuklären (hier: möglicher Eigenbedarf nach 
Eheschließung drei Monate nach der Vermietung). 
Der Mietinteressent ist nicht gehalten, einen mögli­
chen Eigenbedarf des Vermieters zu erkunden. 
(nichtamtlicher Leitsatz)
BGH vom 13.4.2010 und vom 6.7.2010 
– VIII ZR 180/09 –

  Langfassung im Internet:  13.4.2010  u.  6.7.2010

Wie der BGH im Anschluss an die Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts bereits entschieden 
hat, setzt sich der Vermieter zu seinem eigenen Ver­
halten in Widerspruch, wenn er eine Wohnung auf 
unbestimmte Zeit vermietet, obwohl er entweder 
entschlossen ist oder zumindest erwägt, sie alsbald 
selbst in Gebrauch zu nehmen. Er darf dem Mieter, 
der mit einer längeren Mietdauer rechnet, die mit je­
dem Umzug verbundenen Belastungen dann nicht zu­
muten, wenn er ihn über die Absicht oder zumindest 
die Aussicht begrenzter Mietdauer nicht aufklärt. Für 
den Mieter ist ein sich abzeichnender Eigenbedarf des 
Vermieters vor allem für die Entscheidung von Bedeu­
tung, ob er eine Wohnung überhaupt anmieten und 
damit das Risiko eines Umzugs nach verhältnismäßig 
kurzer Mietzeit eingehen will. 
Unterbleibt der Hinweis des Vermieters, ist eine in der 
Folge erklärte Eigenbedarfskündigung wegen Rechts­
missbrauchs unwirksam.
Mieterhöhung nach 
Mietermodernisierung

Eine vom Mieter auf eigene Kosten geschaffene Aus­
stattung der Mietsache (hier: Bad und Sammelhei­
zung) bleibt bei der Ermittlung der ortsüblichen Ver ­
gleichsmiete grundsätzlich auf Dauer unberücksich­
tigt. Etwas anderes gilt nur dann, wenn der Vermie­
ter dem Mieter die Kosten erstattet hat oder die 
Par teien eine konkrete anderweitige Vereinbarung 
getroffen haben; hierzu genügt es nicht, dass sich 
der Mieter bei Abschluss des Mietvertrags zum Ein­
bau der Ausstattung verpflichtet hat. 
BGH vom 7.7.2010 – VIII ZR 315/09 –

  Langfassung im Internet

Die Mieter hatten in ihrer Mietwohnung auf eigene 
Kosten Bad und Heizung einbauen lassen.  Im Rahmen 
einer Mieterhöhung von knapp 20 Prozent stufte der 
Vermieter die Wohnung in die Mietspiegelrubrik „mit 
Bad und Sammelheizung“ ein. 
Zu Unrecht, wie der Bundesgerichtshof jetzt entschied. 
Im Rahmen des Mieterhöhungsverfahrens muss die 
Wohnung in das Mietspiegelfeld „ohne Bad und Sam­
melheizung“ eingestuft werden. Es sei denn, Mieter 
und Vermieter hätten eine andere Regelung verein­
bart oder der Vermieter hätte die Investitionskosten 
des Mieters erstattet. Auch wenn sich der Mieter – 
wie im vorliegenden Fall – im Mietvertrag verpflichtet 
hat, die Wohnwertverbesserung durchzuführen, muss 
sie bei einer Mieterhöhung außer Betracht bleiben. 
Wichtig: Auch zwischenzeitlich „abgewohnte“ Aus­
stattungen und Einrichtungen bleiben bei Ermittlung 
der ortsüblichen Vergleichsmiete außen vor.

Abrechnungseinheit 
Werden mehrere Wohngebäude von Beginn des Miet­
verhältnisses an durch eine Gemeinschaftsheizung 
versorgt, können diese Gebäude für die Heiz­ und 
Warmwasserkostenabrechnung zu einer Abrechnungs­
einheit zusammengefasst werden, auch wenn als 
Mietsache im Mietvertrag nur eines der Gebäude 
bezeichnet wird. Einer dahin gehenden mietvertrag­
lichen Abrechnungsvereinbarung bedarf es nicht 
(Bestätigung und Fortführung des Senatsurteils vom 
20. Juli 2005 – VIII ZR 371/04, NJW 2005, 3135). 
BGH vom 14.7.2010 – VIII ZR 290/09 –

  Langfassung im Internet

Es bleibt auch nach dieser BGH­Entscheidung weiter­
hin offen, ob die Benennung einer Hausnummer im 
Mietvertrag zugleich als Bestimmung der Abrech­
nungseinheit auszulegen ist. Denn selbst wenn die 
Lagebeschreibung des Mietobjekts zugleich als Be­
stimmung der Abrechnungseinheit auszulegen sein 
sollte, kann dies jedenfalls dann nicht gelten, wenn 
eine hausbezogene Abrechnung von Beginn des Miet­
verhältnisses an aus technischen Gründen nicht mit 
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zumutbaren Mitteln möglich ist. Letzteres ist nach An­
sicht des BGH der Fall, wenn zwei oder mehrere Häuser 
durch eine gemeinsame Heizungsanlage mit Wärme 
versorgt werden.

Eigenmächtige Räumung
a) Die nicht durch einen gerichtlichen Titel gedeckte 
eigenmächtige Inbesitznahme einer Wohnung und de­
ren eigenmächtiges Ausräumen durch einen Vermieter 
stellt eine unerlaubte Selbsthilfe dar, für deren Folgen 
der Vermieter verschuldensunabhängig nach § 231 BGB 
haftet (Bestätigung der Senatsurteile vom 6. Juli 1977 
– VIII ZR 277/75, WuM 1977, 1126, und vom 1. Okto­
ber 2003 – VIII ZR 326/02, WuM 2003, 708). 
b) Der Vermieter, der eine Wohnung in Abwesenheit 
des Mieters ohne Vorliegen eines gerichtlichen Titels 
durch verbotene Eigenmacht in Besitz nimmt, hat sich 
aufgrund der ihn treffenden Obhutspflicht nicht nur 
zu entlasten, soweit ihm die Herausgabe nachweislich 
vorhandener Gegenstände unmöglich wird oder nach­
weislich eine Verschlechterung an  herauszugebenden 
Gegenständen eintritt. Er muss aufgrund seiner Obhuts­
pflicht die Interessen des an einer eigenen Interessen­
wahrnehmung verhinderten Mieters auch dadurch wah­
ren, dass er bei der Inbesitznahme ein aussagekräftiges 
Verzeichnis der verwahrten Gegenstände aufstellt und 
deren Wert schätzen lässt. Kommt er dem nicht nach, 
hat er zu beweisen, in welchem Umfang Bestand und 
Wert der der Schadensberechnung zugrunde gel egten 
Gegenstände von den Angaben des Mieters abwei chen, 
soweit dessen Angaben plausibel sind (Anschluss an 
BGHZ 3, 162). 
c) Zu den Anforderungen an eine Schadensschätzung 
gemäß § 287 ZPO. 
BGH vom 14.7.2010 – VIII ZR 45/09 –

  Langfassung im Internet

Nachdem der Mieter mehrere Monate mit  unbekanntem 
Aufenthaltsort abwesend war und die Miete für zwei 
Mo  nate nicht gezahlt hatte, kündigte die Vermieterin 
das Mietverhältnis fristlos. Einen Monat später ließ sie 
die Mieterwohnung öffnen, entsorgte einen Teil der 
Wohnungseinrichtung und lagerte einen anderen Teil 
der Mietergegenstände bei sich ein. Der betroffene Mie­
ter machte später Schadensersatzforderungen in Höhe 
von rund 62 000 Euro geltend. Der BGH entschied, dass 
die Vermieterin für die Folgen der eigenmächtigen Woh ­
nungsräumung haften muss. Die eigenmächtige Inbesitz­
nahme der Wohnung, die nicht durch einen gerichtlichen 
Titel gedeckt war, und das eigenmächtige Ausräumen 
durch die Vermieterin stellten eine unerlaubte Selbst­
hilfe dar. Auch wenn der gegenwärtige Aufenthaltsort 
des Mieters nicht bekannt ist, ist Voraussetzung für eine 
Räumung der Wohnung immer ein Räumungstitel. 
Das rechtsstaatliche Verfahren – Räumung der  Wohnung 
nur mit Räumungstitel – ist auf jeden Fall einzuhalten. 
Nur Gerichte dürfen entscheiden, ob die Wohnung ge­
räumt werden darf oder nicht.
Betriebskostenabrechnung 
und Vorwegabzug
Bei einer Abrechnung der Betriebskosten eines ge­
mischt genutzten Objekts nach dem Flächenmaßstab 
obliegt dem Mieter die Darlegungs­ und Beweislast 
dafür, dass durch die gewerbliche Nutzung  erhebliche 
Mehrkosten pro Quadratmeter entstehen. Dabei ist 
hinsichtlich der einzelnen Betriebskosten zu differen­
zieren und auf die konkreten Gegebenheiten des Ge­
bäudekomplexes einerseits und die Art der gewerbli­
chen Nutzung andererseits abzustellen; die in einem 
Betriebskostenspiegel ausgewiesenen Durchschnitts­
kosten sind nicht maßgeblich (im Anschluss an Senats­
urteil vom 25. Oktober 2006 – VIII ZR 251/05, NJW 
2006, 211). 
BGH vom 11.8.2010 – VIII ZR 45/10 –

  Langfassung im Internet

Im Hinblick auf die Vorgehensweise bei Häusern mit Ge­
 werbeanteil gilt deshalb: Ein Vorwegabzug für die ge­
werbliche Nutzung ist nur erforderlich, wenn diese zu 
einer erheblichen Mehrbelastung für die Wohnungsmie­
ter führt. Dafür trägt der Mieter die Darlegungs­ und Be ­
weislast (vgl. Urteil vom 25.10.2006 – VIII ZR 251/05 –). 
Um die erforderlichen Informationen zu erhalten, kann 
der Mieter Auskunft vom Vermieter und Einsicht in die 
zugrunde liegenden Belege verlangen. 
Soweit der Mieter danach nicht in der Lage ist, die maß­
gebenden Tatsachen vorzutragen, während der Vermie­
ter über die notwendigen Kenntnisse verfügt und ihm nä ­
 here Angaben zumutbar sind, geht die Darlegungslast 
auf ihn – den Vermieter – über.

Mietspiegel
Ein Vermieter, der zu einer Mieterhöhung auf einen 
Mietspiegel Bezug nimmt, muss den Mieter nicht da­
rauf hinweisen, wo sich dieser den Mietspiegel be­
schaffen kann.
BGH vom 31.8.2010 – VIII ZR 231/09 –

  Langfassung im Internet

Der Bundesgerichtshof hat bereits entschieden, dass ein 
Mieterhöhungsverlangen regelmäßig auch dann den 
Anforderungen des § 558 a BGB genügt, wenn der 
Mietspiegel, auf den in dem Erhöhungsverlangen Bezug 
genommen wird, nicht beigefügt ist, sofern der Miet­
spiegel allgemein zugänglich ist (Urteil vom 12.12.2007 
– VIII ZR 11/07 –). 
Allgemein zugänglich ist der Mietspiegel auch dann, 
wenn er gegen eine geringe Schutzgebühr von priva­
ten Vereinigungen an jedermann abge geben wird (Be­
schluss vom 28.4.2009 – VIII ZB 7/08 – und Urteil vom 
30.9.2009 – VIII ZR 276/06 –). 
Dabei bedarf es grundsätzlich keines Hinweises in dem 
Mieterhöhungsverlangen auf die Stellen, bei denen der 
Mietspiegel erhältlich ist. Denn die Existenz von Mieter­
vereinigungen und Grundstückseigentümerverbänden 
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ist allgemein bekannt. Die Adresse und die Öffnungszei­
ten der Geschäftsstellen der genannten Vereinigungen 
zu ermitteln, ist dem Mieter regelmäßig zumutbar. Ob 
dies anders zu sehen wäre, wenn es in der Person des 
Mieters liegende Gründe (Alter/Krankheit) verhinderten, 
dass dieser sich die erforderlichen Informationen zum Er­
halt des Mietspiegels verschafft, ist eine der Bewertung 
des Tatrichters obliegende Frage des Einzelfalls, die sich 
einer generellen Betrachtung entzieht.

Stellplatz
Ein Wohnraummietvertrag begründet keine (Neben­)
Pflicht des Vermieters, seinem Mieter zusätzlich zu der 
Gebrauchsüberlassung der angemieteten Räume auch 
einen Garagenstellplatz zur Verfügung zu stellen. Es ist 
vielmehr allein Sache des Mieters, für einen Stellplatz 
zu sorgen. 
BGH vom 31.8.2010 – VIII ZR 268/09 –

  Langfassung im Internet

Ob und mit wem der Vermieter einen Mietvertrag über 
einen Stellplatz abschließt, liegt allein in dessen privat­
autonomer Entscheidung. 
Auch aus § 242 BGB ergibt sich nichts anderes. § 242 
BGB und der dort verankerte Grundsatz von Treu und 
Glauben kann lediglich bestehende Rechte modifizieren 
oder deren Ausübung Grenzen setzen; einen Anspruch 
auf Begründung eines Schuldverhältnisses lässt sich aus 
§ 242 BGB grundsätzlich nicht herleiten.

Betriebskostenabrechnung 
nach Personenzahl
Eine Betriebskostenabrechnung nach Personenzahl ist 
nicht deshalb unwirksam, weil die Gesamtpersonenzahl 
mit einem Bruchteil angegeben ist (im Anschluss an das 
Senatsurteil vom 11. August 2010 – VIII ZR 45/10 –). 
BGH vom 15.9.2010 – VIII ZR 181/09 –

  Langfassung im Internet

In den streitigen Nebenkostenabrechnungen waren die 
Positionen Kaltwasser, Abwasser und Müllabfuhr nach 
„Gesamteinheiten“ von „20,39 Personen“ für 2003, 
„17,22 Personen“ für 2004, „16,06 Personen“ für 2005 
und „13,98 Personen“ für 2006 aufgeschlüsselt, wobei 
auf die Beklagten jeweils „Einheiten“ von „2,0“ Perso­
nen entfallen. 
So hieß es beispielsweise in der Abrechnung für den Ab­
rechnungszeitraum 2003 zu der Position Kaltwasser: 
Gesamtbetrag „1753,15“ : Gesamteinheiten „20,39 Per­
sonen“ = Betrag/Einheit „85,980873“ x Ihre Einheiten 
„2,00“ = Ihre Kosten „171,96“.
Die Mieter rügten die mangelnde Nachvollziehbarkeit 
einer solchen Abrechnung. Der BGH hingegen befand 
die Abrechnung für ordnungsgemäß.
Die Wirksamkeit der Abrechnung werde nicht dadurch 
in Frage gestellt, dass sich aus ihr nicht ergibt, wie der 
Vermieter die – hier mit einem Bruchteil angegebene – 
2010
Gesamtpersonenzahl im Einzelnen ermittelt hat. Bei der 
Ermittlung der Personenzahl müsse der Vermieter einen 
weiteren Schritt oder eine gewisse „Gewichtung“ vor­
nehmen, weil die Zahl der in einem Mietobjekt wohnen­
den Personen nur entweder „taggenau“ oder zu einzel­
nen (gröberen) Stichtagen ermittelt werden kann. Der 
Angabe derartiger Details bedürfe es auf der formellen 
Ebene nicht. Ohnehin könnte der Mieter die Ermittlung 
der Gesamtpersonenzahl nur dann im Einzelnen nach­
vollziehen, wenn ihm überdies eine Belegungsliste für 
das Mietobjekt im Abrechnungsjahr zur Verfügung ge­
stellt würde; damit würde die Betriebskostenabrechnung 
aber überfrachtet. 
Wie der Vermieter die Gesamtpersonenzahl errechnet 
hat, sei – nicht anders als etwa die Zusammensetzung 
der in der Betriebskostenabrechnung angesetzten Ge­
samtwohnfläche bei der Umlage von Betriebskosten 
nach der Wohnfläche – eine Frage der inhaltlichen 
Rich tigkeit, die der Mieter anhand einer Einsicht in die 
Berechnungsunterlagen (Belegungsliste) im Einzelnen 
überprüfen könne.

Kaution und Zurückbehaltungsrecht 
Die Mietkautionszahlung darf von der Benennung ei­
nes insolvenzfesten Kontos abhängig gemacht werden. 
BGH vom 13.10.2010 – VIII ZR 98/10 –

  Langfassung im Internet

Der Mietvertrag enthielt zur Kaution folgende Regelung:
„Der Mieter leistet bei Beginn des Mietverhältnisses 
dem Vermieter für die Erfüllung seiner  Verpflichtungen 
eine Barkaution in Höhe von 2000 Euro auf ein Miet­
kautionskonto – Übergabe an den Vermieter beim Ein­
zug. Der Vermieter hat diese Geldsumme getrennt von 
seinem Vermögen bei einem Kreditinstitut zu dem für 
Spareinlagen mit dreimonatiger Kündigungsfrist üblichen 
Zinssatz anzulegen. Die Zinsen stehen dem Mieter zu. 
Sie erhöhen die Sicherheit. Der Mieter ist berechtigt, die 
Kautionssumme in 3 Monatsraten zu bezahlen. Die erste 
Rate ist zu Beginn des Mietverhältnisses fällig, die  beiden 
folgenden Raten mit der zweiten und dritten Miete 
(…).“
Die Mieter zahlten die Kaution nicht. Sie verlangten, 
dass ihnen der Vermieter ein gesondertes und den ge­
setzlichen Anforderungen genügendes Mietkautions­
konto benenne und nachweise. Der Vermieter weigerte 
sich und kündigte den Mietern, weil die Kautionszah­
lung ausblieb.
Zu Unrecht, wie der Bundesgerichtshof feststellte. Die 
Mieter seien berechtigt, die Stellung der Kaution davon 
abhängig zu machen, dass der Vermieter ihnen zuvor ein 
insolvenzfestes Konto benennt.
Der Bundesgerichtshof stellt mit dieser Entscheidung 
klar, dass Mieter eine Mietkaution nur auf ein insolvenz­
festes Sonderkonto einzahlen müssen. Mieter sind auch 
bei Beginn des Mietverhältnisses nicht verpflichtet, die 
Mietkaution dem Vermieter bar zu übergeben oder auf 
ein sonstiges Vermieterkonto zu überweisen.
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Instanzen-Rechtsprechung
Zwangsverwaltung
Dem Zwangsverwalter steht es 
grundsätzlich frei, ob er in beste­
hende Verträge [hier: Hausbewirt­
schaftungsvertrag] eintritt.
OLG Brandenburg vom 3.3.2010 
– 6 U 40/09 – 

  Langfassung im Internet

Ein Fernwärmeversorgungsunter­
nehmen beanspruchte vom Eigen­
tümer noch ausstehende  Zahlungen. 
Nach Beschlagnahme des Grund­
stücks wandte sich das Unterneh­
men an den Zwangsverwalter. Die ­
ser lehnte die Zahlung ab, da er 
nicht in den Vertrag eintreten wolle. 
Das OLG Brandenburg gab ihm 
recht.
Die Entscheidung ist richtig. Dass 
Mieter mitunter eine andere Wahr­
nehmung der Rechtslage haben, 
ist ebenfalls richtig. Denn für Miet­
verträge gilt ausnahmsweise nicht, 
dass der Zwangsverwalter frei ist in 
seiner Entscheidung, diese zu erfül­
len. § 152 Absatz 2 ZVG bestimmt 
nämlich: „Ist das Grundstück vor 
der Beschlagnahme einem Mieter 
oder Pächter überlassen, so ist der 
Miet­ oder Pachtvertrag auch dem 
Verwalter gegenüber wirksam.“ 
Im Verhältnis zum Mieter ist der 
Zwangsverwalter demnach faktisch 
der zeitweise „Rechtsnachfolger“ 
des Vermieters.

Belegeinsicht
Der Mieter – oder ein von ihm be  ­
auftragter Dritter – darf bei der Ein ­
sichtnahme von Betriebskosten be­
legen in den Räumen des Vermie­
ters die Belege mit einer Digital­
kamera abfotografieren.
LG Berlin vom 10.09.2010 und vom 
5.10.2010 – 65 S 274/10 –, mitge-
teilt von RAin Gabriele Wiedemann

  Langfassung im Internet

Zwar hat der Mieter kein Recht, die 
Originalbelege des Vermieters mit 
nach Hause zu nehmen, er darf sie 
aber abschreiben. Hierbei ist kein 
Grund ersichtlich ist, warum dies 
nicht in technisch einfacherer Form 
durch Fotokopie oder Fotografie er­
folgen darf, sofern der Vermieter 
hierdurch nicht mit (Strom­)Kosten 
belastet wird. Kann oder will der 
Mie ter jedoch die Belegeinsicht nicht 
selbst vornehmen, darf er dies durch 
eine beauftragte Person vornehmen 
lassen. Dies muss nicht  notwendig 
diejenige Person sein, die auch die 
inhaltliche Prüfung vornehmen 
kann.

Berliner Mietspiegel (1)
Eine 200 Meter entfernt liegende 
Waschküche ist nicht wohnwert­
erhöhend.
LG Berlin vom 3.11.2009 
– 63 S 184/09 –, in GE 10, 767

Berliner Mietspiegel (2)
Eine zusätzliche Gemeinschafts­
waschküche ist auch dann als 
wohn werterhöhend zu berücksich­
tigen, wenn sie in einem fußläufig 
(hier höchsten 50 Meter) zu errei­
chenden Gebäude außerhalb des 
Hauses liegt.
LG Berlin vom 19.1.2010 
– 63 S 249/09 –, in GE 10, 414

Berliner Mietspiegel (3)
Sind in der Wohnung selbst nur 
zwei Elektrogeräte gleichzeitig zu 
betreiben, ist das auch dann wohn­
wertmindernd, wenn aus der im 
Flur verlegten Steigeleitung ein 
weiterer Anschluss für die Woh­
nung verlegt werden könnte.
LG Berlin vom 22.1.2010 
– 63 S 256/09 –, in GE 10, 981

Berliner Mietspiegel (4)
Balkone mit einer Größe von je­
weils mehr als 4 Quadratmeter 
sind wohnwerterhöhend.
LG Berlin vom 22.1.2010 
– 63 S 256/09 –, in GE 10, 981

Berliner Mietspiegel (5)
Ein Durchgangszimmer  allein führt 
noch nicht zu einem wohnwertmin­
dernden schlechten Schnitt der 
Woh nung.
LG Berlin v. 31.8.2010 
– 63 S 635/09 –, in GE 10, 1339
Berliner Mietspiegel (6)

Rankgitter allein reichen für das 
Merkmal „sichtbegrenzende Müll­
standsfläche“ dann nicht aus, wenn 
sie nur stellenweise berankt sind.
LG Berlin vom 31.8.2010 
– 63 S 635/09 –, in GE 10, 1339

Berliner Mietspiegel (7)
Ein zusätzlicher Toilettenraum, der 
nicht über ein Waschbecken und 
über keine Verfliesung verfügt, ist 
nicht als wohnwerterhöhendes Son­
dermerkmal im Sinne des Mietspie­
gels 2009 anzusehen.
LG Berlin vom 14.10.10 
– 67 S 121/10 –, mitgeteilt 
von RA Christoph Müller

Berliner Mietspiegel (8)
Ein Kellerraum, zu dem neben dem 
Mieter der Hauswart einen Schlüs­
sel für den zugänglich zu haltenden 
Gashauptanschluss hat, bleibt ein 
nur dem Mieter allein zugänglicher 
Abstellraum.
AG Köpenick vom 27.8.2010 
– 12 C 89/10 –, in GE 10, 1347

Berliner Mietspiegel (9)
Behebbare Mängel (hier: vom Ver­
mieter ausgehängtes Badezimmer­
türblatt) haben keine Auswirkung 
auf die Höhe der ortsüblichen Mie­
te.
AG Lichtenberg vom 1.4.2010 
– 2 C 529/09 –, in GE 10, 699

Berliner Mietspiegel (10)
Das innenliegende Bad, das durch 
ein Fenster oberhalb des neben dem 
Badezimmer liegenden Abstellraums 
mit abgehängter Decke belüftet wer­
den kann, ist kein „Bad mit WC oh­
ne Fenster“.
AG Wedding vom 10.5.2010 
– 22 b C 224/09 –, 
in GE 10, 1349

Berliner Mietspiegel (11)
Der als Durchgang dienende Keller 
ist kein für den Mieter allein nutz­
barer Abstellraum.
AG Wedding vom 10.5.2010 
– 22 b C 224/09 –, 
in GE 10, 1349
MieterMagazin 12/2010
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Reinickendorf Pankow

Lichten-
berg

Marzahn-
Hellersdorf

Treptow-KöpenickNeukölln
Steglitz-Zehlendorf

Charlottenburg-
Wilmersdorf

Spandau Mitte

Friedrichshain-
Kreuzberg

Tempelhof-
Schöneberg

Beratungs-
zentrum

Frankfurter 
Allee in der 

Jessnerstraße 4

Beratungszentren
des Berliner Mietervereins
Wir freuen uns auf Ihren Besuch in den zentral 
gelegenen Beratungszentren des Berliner Mietervereins. 
Zur Beratung bitte immer auch den Mitgliedsausweis 
und den Mietvertrag mitbringen.

Beratungen zu Weihnachten 
und Neujahr 2010/2011
Alle Beratungsstellen des Berliner Mietervereins bleiben 
an Heiligabend, den Weihnachtsfeiertagen, Silvester 
und Neujahr geschlossen. 
Nur die Beratungszentren und die Hauptgeschäftsstelle 
sind von Montag, dem 27. Dezember bis einschließlich 
Donnerstag, dem 30. Dezember 2010 zu den üblichen 
Zeiten geöffnet. 
Auch die Telefonberatung findet an diesen Tagen 
von 13 bis 16 Uhr statt.
Weitere Auskünfte zu den Beratungsstellen erhalten Sie 
über unser Servicetelefon: S 226 260.

 Öffnungszeiten 
J Spontan: Beratung ohne Anmeldung
 Montag und Mittwoch von 10 bis 12 und 17 bis 19 Uhr, 
 Dienstag und Donnerstag von 17 bis 19 Uhr, 
 Freitag von 15 bis 17 Uhr 

J Wunschtermin: Beratung mit Terminvereinbarung
 Vielfältige Angebote von 9 bis 20 Uhr 
 und am Samstagvormittag. Vereinbaren Sie telefonisch 
 Ihren persönlichen Wunschtermin.

 Servicetelefon: S 226  260
 Montag, Dienstag, Mittwoch von 9 bis 17 Uhr, 
 Donnerstag von 9 bis 19 Uhr, Freitag von 9 bis 15 Uhr

Beratungszentrum 

Bahnhofstraße Köpenick 
Bahnhofstraße 5 (Laden), 
nahe Seelenbinderstraße 
Rollstuhlzugang direkt von 
der Straße mit einer Stufe 
i Köpenick, Tram/Bus Bahnhof-
straße/Ecke Seelenbinderstraße

Beratungszentrum 

Südstern
Hasenheide 63 (Laden), 
nahe u Südstern
Rollstuhlzugang durch 
den Hauseingang 
mit flacher Rampe 

Beratungszentrum 

Frankfurter Allee
Jessnerstraße 4/Frankfurter Allee 
(gegenüber Ring Center 1) 
Rollstuhlzugang direkt von 
der Straße mit einer Stufe 
u i Frankfurter Allee

Beratungszentrum 

Schönhauser Allee
Schönhauser Allee 134 B 
u Eberswalder Straße 
i Schönhauser Allee

Beratungszentrum 

Walther-Schreiber-Platz
Rheinstraße 44
Zugang rollstuhlgerecht
u Walther-Schreiber-Platz
i Feuerbachstraße

Beratungszentrum 

Wilmersdorfer Straße
Wilmersdorfer Straße 50/51 
(neben den Wilmersdorfer Arcaden)
Zugang behindertengerecht
u Wilmersdorfer Straße
i Charlottenburg

Beratungszentrum 

Altstadt Spandau
Mönchstraße 7 (Laden), 
nahe Markt
Rollstuhlzugang direkt von 
der Straße mit einer Stufe
u Altstadt Spandau 
u i Rathaus Spandau

Beratungszentrum 

Müllerstraße
Müllerstraße 135 (Laden),
nahe Seestraße 
(neben dem Kino Alhambra) 
Rollstuhlzugang direkt von 
der Straße mit einer Stufe 
u Seestraße

Hauptgeschäftsstelle
Behrenstraße 1  C, 10117 Berlin,
nahe Brandenburger Tor 
u i Brandenburger Tor
u Französische Straße und Mohrenstraße

Rechtsberatung: Mo, Di, Mi, Do 17-18 Uhr



Service
Hauptgeschäftsstelle
Berliner Mieterverein e.V.
Behrenstraße 1 C, 10117 Berlin, nahe Brandenburger Tor 
u i Brandenburger Tor, u Französische Str., u Mohrenstr.

S 226 260, Fax: 226 26-161 
E-Mail: bmv@berliner-mieterverein.de
www.berliner-mieterverein.de

Öffnungszeiten (nicht Rechtsberatung):
Mo, Di, Mi 9-17 Uhr, Do 9-19 Uhr, Fr 9-15 Uhr
Rechtsberatung: Mo, Di, Mi, Do 17-18 Uhr
Weitere Beratungsstellen
überwiegend ohne Terminvereinbarung

Charlottenburg-Wilmersdorf
K Mo 18-19 Uhr 
Haus der Jugend „Anne Frank“, 
Mecklenburgische Straße 15 
u i Heidelberger Platz,
Ausgang Mecklenburgische Straße
K Di 18-20 Uhr 
Haus des Paritätischen 
Wohlfahrtsverbandes (dpw), 
Brandenburgische Straße 80 
u Blissestraße
Zugang rollstuhlgerecht

Lichtenberg
K Di 17-19 Uhr
Kiezclub Magnet, 
Strausberger Straße 5, 
nahe Konrad-Wolf-Straße 
Tram M5, Werneuchener Straße
Zugang rollstuhlgerecht
K Di 18-19 Uhr 
sowie zusätzlich nach Termin-
vereinbarung unter S 226  260
Kieztreff Karlshorst, 
Treskowallee 64, Höhe Tram-
Haltestelle Marksburgstraße
K Mi 17-19 Uhr 
„Undine“ Wohnprojekt und Kieztreff, 
Hagenstraße 57-60/
nahe Frankfurter Allee 
u i Lichtenberg,
Ausgang Siegfriedstraße

Marzahn-Hellersdorf
K Mo 17-19 Uhr 
Kieztreff, Marzahner Promenade 38
i Marzahn, 
Tram/Bus Marzahner Promenade
K Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, 
Kummerower Ring 42
u Neue Grottkauer Straße

Mitte (Mitte, Tiergarten, Wedding) 
K Di 18-19.30 Uhr 
Selbsthilfe-, Kontakt- und Beratungsstelle, 
Perleberger Straße 44/Ecke Lübecker Straße
u Birkenstraße
K Di 18-19 Uhr 
Seniorenfreizeitstätte, Torstraße 203-205 
u Oranienburger Tor, ca. 500 m Fußweg

Pankow 
K Mi 17-19 Uhr 
Gemeindehaus Pankow, 
Breite Straße 38 
Tram Pankow Kirche
K Do 17-19, Fr 14-16 Uhr 
Freizeithaus Weißensee, 
Pistoriusstraße 23
Bus 158, 255

Steglitz-Zehlendorf
K Mi 17-19 Uhr 
Nachbarschaftsheim Mittelhof, 
Königstraße 43 (nahe Rathaus 
und Meldestelle) 
i Zehlendorf 
Zugang rollstuhlgerecht

Tempelhof-Schöneberg
K Mo 17-19 Uhr 
Evangelisches Gemeindehaus, 
Friedenstraße 20 
u Alt-Mariendorf
K Mo 18.30 -19.30 + Do 10-11 Uhr
sowie zusätzlich nach Termin-
vereinbarung unter S 226  260
AWO-Laden, Goltzstraße 19 (links)
u Nollendorfplatz, u Eisenacher Straße  

Treptow-Köpenick
K Di + Do 17-19 Uhr 
Villa Offensiv, Hasselwerderstraße 38-40 
i Schöneweide
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Servicetelefon
 für weitere Auskünfte, 
      Terminvereinbarungen 
  und Ihre Anregungen:    

    S 226 260
Mieterverein 
Online 
Im Internet erreichen Sie uns unter 
www.berliner-mieterverein.de

Infoblätter
Ob Mietvertrag, Betriebskostenabrech-
nung, Wohnungsmängel oder Mieterhö-
hung, der Mieterverein hält für Sie in der 
Hauptgeschäftsstelle und in den Bera-
tungszentren ein großes Angebot an In-
formationsblättern bereit. Für Mitglieder 
sind alle Informationen auch im Internet 
abrufbar: 
www.berliner-mieterverein.de 
Benutzername: Mitglied
Aktuelles Passwort: Regelbedarf

Mein BMV
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder 
Ihr Nachname hat sich geändert? 
Sie möchten dem Berliner Mieterverein Än-
derungen bei dem Zweitmitglied mitteilen? 
Oder Sie möchten zukünftig die Online-
Ausgabe des MieterMagazin beziehen?
Unter „Mein BMV“ können Sie im Internet 
die persönlichen Daten Ihrer Mitgliedschaft 
ändern und dem Berliner Mieterverein 
online mitteilen: https://service.berliner-
mieterverein.de/service
Telefonberatung
Bei einfachen rechtlichen Fragen erhal-
ten Sie als Mitglied eine telefonische 
Kurzberatung – schnell und unbürokra-
tisch. Bitte halten Sie Ihre Mitglieds-
nummer bereit (siehe Adressfeld Ihres 
MieterMagazin) und beachten Sie, dass 
die Telefonberatung nicht eine umfang-
reiche Rechtsberatung ersetzen kann. 
Insbesondere, wenn sich aus Ihrer Ange-
legenheit ein Rechtsstreit ergeben soll-
te, ist der Besuch einer Beratungsstelle 
erforderlich. Die Obliegenheit für den 
Rechtsschutz wird mit der Telefonbera-
tung nicht erfüllt. Um Wartezeiten zu 
vermeiden, empfehlen wir, nicht direkt 
zu Beginn und am Ende der Beratungs-
zeit anzurufen.

Telefonberatung: S 226 26-152
Montag bis Freitag von 13 bis 16 Uhr 
MieterMagazin 12/2010
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Beratungsangebote rund um die Wohnung

MieterMagazin online lesen
Gut eine Woche früher als bisher können Sie ab sofort Ihr MieterMagazin lesen, wenn 
Sie auf die Online-Ausgabe umsteigen. Papierstapel gehören für Online-Nutzer der Ver-
gangenheit an. Eine erweiterte Suchfunktion lässt Stichworte und Themen schnell und 
exakt auffinden, zudem haben Sie verschiedene Möglichkeiten, die digitalen Artikel zu 
lesen, zu drucken, abzuspeichern oder per E-Mail an Bekannte zu versenden. Wenn Sie 
künftig die Online-Ausgabe des MieterMagazin lesen möchten, können Sie sich unter 
https://service.berliner-mieterverein.de/service anmelden. 
Heizung & Heizkosten
Bei technischen Fragen zur Heizung und 
Heizanlage hilft Ihnen die Energieberatung 
des Berliner Mietervereins. Kompetente In-
genieure beraten Sie über energiesparende 
Modernisierungsmaßnahmen (auch durch 
Mieter) und bei mangelhafter Beheizung. 
Terminvereinbarung ist möglich 
unter S 2 26 260.
Mo 17-19 Uhr (jeden 1. und 3. Montag): 
Beratungszentrum Altstadt Spandau, 
Mönchstraße 7
Di 17-19 Uhr: Beratungszentrum Walther-
Schreiber-Platz, Rheinstraße 44
Mi 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B
Do 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Frankfurter Allee, Jessnerstraße 4

Überprüfung des 
Fernwärmepreises

Die Berliner Firma SEnerCon überprüft für 
Mitglieder des Berliner Mietervereins die 
Angemessenheit des Fernwärmepreises des 
von Ihnen bewohnten Gebäudes derzeit 
kostenfrei. Einfach die Kopie der letzten 
Heizkostenabrechnung des Vermieters (mit 
Angabe der gelieferten Wärmemenge und 
des Baualters, gegebenenfalls beim Ver-
mieter erfragen) sowie nach Möglichkeit 
die Wärmeabrechnung des Fernwärmelie-
feranten an den 
Berliner Mieterverein, z.H. Reiner Wild, 
Behrenstraße 1 C, 10117 Berlin 
einsenden. 
Nach einer Vorprüfung werden die Unter-
lagen an die SEnerCon weitergeleitet.

Außergerichtliche 
Vermittlung (Mediation)

Bei Konflikten mit dem Nachbarn und bei 
Problemen mit dem Vermieter bietet der 
Berliner Mieterverein seinen Mitgliedern 
außer einer mietrechtlichen Vertretung auch 
den Weg einer einvernehmlichen Konfliktre-
gelung an. Diese erfolgt durch einen Me-
diator (Konfliktvermittler). Eine Beratung 
und eine gegebenenfalls an schließende 
Mediation ist sowohl bei Nachbarschafts-
konflikten als auch bei Problemen mit dem 
Vermieter möglich. Die Konfliktvermitt-
lung erfolgt telefonisch oder im direkten 
Gespräch zwischen beiden Seiten. Ziel ist 
immer eine einvernehmliche Lösung. Das 
Angebot ist kostenfrei.
K Telefonberatung Di 17-18 Uhr: 
S 440 23 86 22
K Informationen über das Servicetelefon
des Berliner Mietervereins S 226 260
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Schwerpunktberatung 
Nutzer/Pächter
K Hellersdorf
Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, 
Kummerower Ring 42
u Neue Grottkauer Straße
K Treptow
Do 17-19 Uhr
Villa Offensiv, 
Hasselwerderstraße 38-40 
i Schöneweide

Mietrechtsberatung 
für bildende Künstler
Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat 
von 17 bis 19 Uhr
Köthener Straße 44 (2. OG, BBK), 
Berlin-Kreuzberg 
i Anhalter Bahnhof
in Zusammenarbeit mit dem Berufsverband 
Bildender Künstler in Ateliers, Gewerberäu-
men und Wohnungen 

Hilfe zur Wohnungs-
abnahme/-übernahme
Zur persönlichen Unterstützung in Ab- 
und Übernahmeterminen empfiehlt der 
Ber liner Mieterverein folgende sach-
kundige Per sonen:
Dipl.Ing.Arch. Dietrich Eulitz,
S 294 31 07 oder S 0178 / 780 07 80
Dipl.Ing.Arch. Claus Greil,
S 28 38 45 81 oder S 0179 / 320 27 26
Dipl.Ing.Arch. Rüdiger Beer, 
S 61 40 33 77 oder S 0163 / 826 69 44

Kosten: 60 Euro pro Termin 
zuzüglich 10 Euro Fahrtkosten.
Die Beauftragung durch Sie erfolgt direkt 
an die oben genannten Personen. Gutach-
ten und juristische Auskünfte sind nicht 
möglich. 
Bei Abnahme: Die Prüfung Ihrer mietver-
traglichen Verpflichtung zu Schönheitsre-
paraturen sollte bereits vor der Wohnungs-
abnahme in einer unserer Beratungsstellen 
erfolgen. 
Gutachten – der BMV 
vermittelt Experten
Vielfach gibt es neben juristischen Fragen 
auch technische Probleme. Zur Beurteilung 
ist Sachverstand erforderlich. 
Mit den nachstehenden Gutachtern haben 
wir für Mitglieder des Berliner Mieterver-
eins günstige Konditionen vereinbart. 
Bitte besprechen Sie die konkreten Kosten 
vor einer Beauftragung. Darüber hinaus-
gehende Auskünfte und Beratungen sind 
telefonisch nicht möglich. Die Juristen des 
Berliner Mietervereins informieren Sie ger-
ne, ob in Ihrer Angelegenheit eine Begut-
achtung angezeigt erscheint.

Wir bieten Gutachten 
zu folgenden Themenbereichen:
K Wohnflächenberechnung
K Schönheitsreparaturen
K Feuchtigkeitsschäden 
durch schadhafte Abdichtungen
K Elektroinstallationen
K Modernisierung: Mieterhöhungsprüfung 
aus bautechnischer Sicht
K Heizung/Warmwasser/Wärmedämmung
K Hausrat
K Wohnungsmängel 
auch bei Schimmelbelastung
K Schimmelpilzbewertung/-bestimmung 
ohne bauliche Ursachenbestimmung
K Geräuschmessung für technische Anlagen
K Elektrosmog/Mobilfunk
K Umweltchemie/Umwelttechnik/
Schadstoffanalyse
K Baubiologie (Elektrosmog, 
Schadstoffanalytik)
Die Gutachter finden Sie unter
www.berliner-mieterverein.de/infos/
gutachter.htm (Password-geschützt) 
oder rufen Sie S 226 260 an.

Mietrechtsbroschüren 
Guter Rat und gar nicht teuer. 
Die Mietrechtsbroschüren des Deutschen 
Mieterbundes (DMB) sind zu erwerben 
in der Hauptgeschäftsstelle und in den Be-
ratungszentren des Berliner Mietervereins 
oder beim Deutschen Mieterbund, 10169 
Berlin beziehungsweise im Internet unter 
www.mieterbund.de.
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Service
Zusatzangebote
Kooperationsangebote
für Mitglieder
Der Berliner Mieterverein hat mit den un-
tenstehenden Einrichtungen Kooperations-
abkommen geschlossen. 
Davon profitieren die Mitglieder. 
Bei Vorlage des Einzahlungsbelegs für den 
Mitgliedsbeitrag oder des aktuellen Mieter-
Magazin mit Namensaufdruck erhalten Sie 
Ermäßigungen für Eintrittskarten.

Bildung und Kultur 
K Urania
www.urania-berlin.de 
S 218 90 91 
K Distel Kabarett – 
Theater im Admiralspalast
www.distel-berlin.de 
S 204 47 04 
K Theater und Komödie 
am Kurfürstendamm 
www.theater-am-kurfuerstendamm.de 
S 88 59 11 88 
K Reinickendorf Classics – 
Salinas Konzerte 
www.salinas-konzerte.de 
S 47 99 74 23 
K Labyrinth Kindermuseum 
www. kindermuseum-labyrinth.de 
S 49 30 89 01

Reisen, Versicherungen etc. 
Der Deutsche Mieterbund bietet für die 
Mitglieder der Mietervereine besondere 
Konditionen bei Reisen, Versicherungen, 
Autovermietungen etc. 
Information zu den Angeboten 
im Internet unter www.mieterbund.de 
oder beim Berliner Mieterverein, 
S 226 26-144 (Herr Koch)
Nützliches
K Mietspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/mietspiegel
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,
S 90 139 - 47 77
K Betriebskostenspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/
betriebskosten.shtml
K Heizspiegel
www.heizspiegel-berlin.de
K Energiesparberatung
des BUND für Geringverdiener:
Termin unter S 78 79 00 60
K Wohngeld 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/wohngeld/diwo.shtml
Rufnummern bei den 
bezirklichen Wohnungsämtern
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K Quartiersmanagement 
www.quartiersmanagement-berlin.de
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,
S 90 139 - 48 10
K Genossenschaftlich Wohnen
www.berliner-genossenschaftsforum.de
S 302 38 24
K Lärmschutz 
www.stadtentwicklung.berlin.de/umwelt
Gesellschaft für Lärmbekämpfung (GfL), 
Beratungstelefon: S 301 60 90,
Stiftung Warentest – 
Leseraktion Straßenlärm, 
10773 Berlin, S 01 80 / 232 13 13
K Wohnen im Alter 
Koordinierungsstellen „Rund 
ums Alter“, Berliner Infotelefon:
Mo-Fr 9-18 Uhr: S 01 80 - 59 500 59
www.berlin.hilfelotse-online.de
BIWIA – Berliner Initiative Wohnen
im Alter: www.berlin.de/special/
wohnen/alter/ 
K Mietschulden/Wohnungsnotfälle 
Geschütztes Marktsegment/
Landesamt für Gesundheit und Soziales 
S 902 29 - 32 01 / 2, 
www.berlin.de/lageso/soziales/
marktsegment/index.html 
Ambulante Dienste/GEBEWO 
S 480 98 191, Fax 480 98 192, E-Mail:
AmbulanteDiensteNord@gebewo.de 
Ambulante Wohnhilfe Wedding/IB
S 490 00 99 0, Fax 490 00 99 28, 
E-Mail: AWH-B-Wedding@
internationaler-bund.de 
K Straßenleuchten 
Bei Defekten: S 0800 110 20 10 
(Alliander Stadtlicht GmbH – 
24-Stunden-Service)
K Verbraucherschutz
www.vz-berlin.de, www.test.de
Ehrenamtliches 
Engagement
Hilfe zur Selbsthilfe – 
Bezirksaktivengruppen
Wir, engagierte Mieter im Berliner Mieter-
verein, haben uns in Bezirksgruppen zu-
sammengeschlossen, um uns selbst aktiv 
für eine mieterfreundliche Wohnungspolitik 
einzusetzen. Dazu gehört, 
K dass wir uns über das aktuelle Gesche-
hen im Bereich der Miet- und Wohnungs-
politik informieren; 
K dass wir unsere Mitmieter aufklären; 
K dass wir Aktionen des Berliner Mieter-
vereins mitgestalten und unterstützen; 
K dass wir uns einfach zusammentun, 
um mit unseren Mietproblemen nicht 
allein zu sein.  
Wir würden uns freuen, 
wenn auch Sie kommen würden.
Charlottenburg-Wilmersdorf 
Kontakt: Otto Eigen, S 36 80 32 17
Friedrichshain-Kreuzberg 
Gundel Riebe, Frank Straubing, 
Sybille Klemz (Bezirksleitung) 
K Kontaktmöglichkeiten zur Bezirksleitung: 
jeden 1. und 2. Dienstag von 14-16 Uhr im 
Beratungszentrum Südstern, Hasenheide 63; 
jeden Mittwoch von 17.30-19 Uhr im Be-
ratungszentrum Frankfurter Allee, Jessner-
straße 4 und über die 
Hauptgeschäftsstelle BMV, S 226 260
Lichtenberg
Günter Brock, Karin Korte, Ursula Schubert 
(Bezirksleitung) 
K Kontaktmöglichkeit: in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewiesenen Be-
ratungszeiten
Marzahn-Hellersdorf
Wolfgang Gast, Irina Neuber 
(Bezirksleitung)
K Kontaktaufnahme ist in allen Marzahner 
und Hellersdorfer Beratungsstellen während 
der Beratungszeiten möglich
Mitte
Wilfried Jugl, Peter Roßwaag, 
Thomas Flaig (Bezirksleitung) 
K Treffen der Aktivengruppe jeden 4. Do 
im Monat ab 19 Uhr in der Seniorenfrei-
zeitstätte Torstraße 203-205 
Neukölln
Kontakt: Hauptgeschäftsstelle BMV, 
S 226 260
K Die Bezirksaktivengruppe trifft sich re-
gelmäßig jeden 2. Do im Monat um 19.30 
Uhr im BMV-Beratungszentrum Südstern, 
Hasenheide 63 
Pankow
Wolfgang Marquardt, Hannelore 
Jagusch, Hans-Günther Miethe 
(Bezirksleitung)
K Kontaktmöglichkeiten: 
Do 17-19 Uhr im Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
Reinickendorf, Steglitz-Zehlendorf,
Tempelhof-Schöneberg
Kontakt: Hauptgeschäftsstelle BMV, 
S 226 260
Spandau
Alle Treffen: BMV-Beratungszentrum 
Altstadt Spandau, Mönchstraße 7;
jeden Do 17-19 Uhr neben juristischer 
 Beratung: Betreuung der Mitglieder, 
Mietergemeinschaften 
K AG Modernisierung 
K AG Privatisierung und Umwandlung:
Leitung: J. Wilhelm, S 331 52 20
Treptow-Köpenick
Henry Baumfelder, Edith Bednarski, 
Ilona Sechting (Bezirksleitung)
K Treffen aktiver Mitglieder zum 
Erfahrungsaustausch
am 13. Januar 2011 (Do) um 19.30 Uhr 
in der Beratungsstelle „Villa Offensiv“, 
Hasselwerderstraße 38-40
K Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewiesenen 
Beratungszeiten
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Energieverbrauchs- und
Heizkostenüberprüfung
bei Zentralheizungen
Heizkostenabrechnung einsenden!

Berliner Heizspiegel
Heizenergiespiegel in kWh pro m2 und Jahr

Plattenbau (1) Mauerwerksbau (1)

Klasse, Klasse,
die mindestens erzielt die mindestens erzielt

niedriger Verbrauch werden sollte für: werden sollte für:

Neubau ab 1995 (2) Neubau ab 1995 (2)

Baujahr ab 1973 (3) Baujahr ab 1984 (3)

Baujahr bis 1972 (3) Baujahr bis 1983 (3)

Handlungsbedarf (4)

dringender Handlungsbedarf (4)

sehr hoher Verbrauch 

(1) Wohnungen mit Gas-Etagenheizungen oder
Einzelofenheizungen sowie Heizanlagen in klei-
neren Gebäuden (weniger als 6 Wohnungen)
sind nicht im Heizspiegel erfasst. Heizenergie-
verbräuche können hier sehr stark schwanken,
da der Einfluss des Nutzers überwiegt. Eine ers-
te Orientierung ist jedoch möglich. Die Energie-
klassen des Heizspiegels beziehen sich grund-
sätzlich auf Verbräuche von Gebäuden, nicht
von Wohnungen. Sehr aufschlussreich ist aller-
dings der Vergleich mit Wohnungswerten.
(2) Die Klasse B sollte nach der geltenden Wär-
meschutzverordnung von 1995 erreicht werden.

Gesetzlich vorgeschrieben ist ein errechneter Be-
darfswert, nicht die hier ermittelte Verbrauchs-
klasse.
(3) Diese Klassen können zu B und C verbessert
werden, indem z.B. Brennwerttechnik, eine gute
Heizungsregelung, Außenwanddämmung und
Wärmeschutzverglasung genutzt werden.
(4) Die Gebäude dieser Klassen zeichnen sich oft
durch veraltete Heizungsanlagen und schlechte
Bausubstanz aus. Instandsetzung und Sanierung
sind in der Regel erforderlich. Eine Überprüfung
der Abrechnung, der Haustechnik und der Ge-
bäudesubstanz sollte hier unbedingt erfolgen. 

0-50 A

50-100 B

100-150 C

150-200 D

200-250 E

250-300 F

über 300 G

�

Der Berliner Mieterverein e.V. bietet seinen Mitgliedern gemäß Berliner Heiz-
spiegel/HeizEnergieCheck eine kostenlose Überprüfung des Energieverbrauchs
und der Energiekosten bei zentralbeheizten Gebäuden (mit mindestens sechs
Mietparteien) an. Mit dem Berliner Heizspiegel/HeizEnergieCheck können Ener-
gieverbrauch und Kosten mit anderen Gebäuden in Berlin verglichen werden.
Die vom Energiesparberatungsbüro KEBAB für den Senat ermittelten Energie-
verbrauchskennwerte wurden in sieben Klassen (A-G) eingeteilt, analog des
Eurolabels für Haushaltsgeräte. 
Zur Bewertung von Verbrauch und Kosten in Ihrem Wohngebäude benötigen
wir von Ihnen mindestens eine Heizkostenabrechnung (besser: auch die des
Vorjahres) mit Angabe der gelieferten Wärmemenge (wichtig!), des Baualters
des Wohngebäudes und falls auf der Abrechnung nicht vermerkt der Art des
Energieträgers (Gas, Öl) beziehungsweise der Art der Versorgung (Fernwärme,
Contracting). Sie erhalten einen Verbrauchsausweis mit Erläuterungen.
Wurde für das von Ihnen bewohnte Gebäude nach Heizspiegel ein (dringender)
Handlungsbedarf ermittelt, dann kann der Berliner Mieterverein für Sie tätig
werden und den Gebäudeeigentümer mit der Diagnose konfrontieren. 
Achtung: Sollten in Folge der Diagnose energiesparende Modernisierungen
von Seiten des Vermieters durchgeführt werden, kann es zur Überschreitung
der bisherigen Warmmiete kommen. Die Überprüfung von Energieverbrauch
und -kosten beinhaltet ausdrücklich keine Rechtsberatung.

Bitte senden Sie Ihre Heizkostenabrechnungen an:
Berliner Mieterverein e.V. – Heizspiegelüberprüfung –
Behrenstraße 1 C, 10117 Berlin

Guter Rat… 

Der Klassiker

… und gar nicht teuer!

� 13 Euro   � rund 700 Seiten   
� Aktuell und informativ   
� Mit neuen Gesetzen und Verordnungen   
� Übersichtlich von A bis Z   
� Für alle verständlich    
� Fundgrube für Fachleute
� Über 2000 Gerichtsurteile  
� Alle großen Mietrechtsthemen   
� Die häufigsten Alltagsprobleme   
� Die wichtigsten Fragen rund um die Wohnung   

Das Mieterlexikon ist erhältlich in den Beratungszentren
und in der Hauptgeschäftsstelle des Berliner Mietervereins,
Behrenstraße 1C,10117 Berlin während der Geschäftszeiten
oder beim DMB-Verlag, 10169 Berlin oder im Internet unter
www.mieterbund.de 

http://www.mieterbund.de


Mittwoch, 15.12.
15.30 Dr. Gerhild H.M. Komander: Der Weg zum Impressionismus 

und sein Einfluss auf die Malerei des 19. Jahrhunderts*
17.00 Film: Piano Encounters – Begegnungen am Klavier (2010)
17.30 Gina Egenolf: Märchenhaftes Marokko – Zu Königsstädten und Kasbahs**
17.30 Dr. Ingolf Toll Ebel: Spiritualität und Philosophie – 

Gegensatz oder Ergänzung?*
Donnerstag, 16.12.
15.30 Dr. Stephan Elbern: Pompeji und Herculaneum – 

Glanz und Untergang römischer Städte**
17.00 Film: Kinshasa Symphony (2010, OmU)
17.30 Prof. Dr. med. Dietrich Grönemeyer: Unser wunderbares 

Lebens- und Sinnesorgan – Das Herz*
17.30 Dr. Helge Fischer: Königreich Jordanien – Zum neuen Weltwunder Petra**
19.30 Dr. Michael de Ridder, Dr. Achim Rieger, Hartmut Kähn: 

Wie wollen wir sterben? Ärztlicher Auftrag zur Hilfe und Begleitung*
20.00 Film: Piano Encounters – Begegnungen am Klavier (2010)
Freitag, 17.12.
17.30 Dr. Helge Fischer: Heiliges Land – Biblische Stätten in Israel**
20.00 Norbert Schnöde: Die Bürgels halten Jahresrückblick
Samstag, 18. und Sonntag, 19.12., jeweils 20.00 
20.00 Die Urania-Comedy Show 2010 – DIE Vorfreude zum Fest
Montag, 20.12.
15.30 Wolfgang Feyerabend: Perlen der Spandauer Vorstadt – Die Sophienkirche**
17.30 Harry Thomass, M.A.: Der Kalender der Maya*
19.30 Dr. med. Michael Colla: Ungebremste Emotionen – 

Wenn ADHS bis ins Erwachsenenalter quält*
20.00 Film: Kinshasa Symphony (2010, OmU)
Dienstag, 21.12.
17.00 Film: Der kleine Nick (2009)
20.00 Film: Kinshasa Symphony (2010, OmU)
Mittwoch, 22.12.
17.00 Film: Der kleine Nick (2009)
20.00 Film: Kinshasa Symphony (2010, OmU)

An der Urania 17 • 10787 Berlin • Tel. 218 90 91 • Fax 21103 98

Dezember 2010
Weitere Details unter www.urania.de
Mittwoch, 1.12.
15.30 Dr. Martin Bauschke: Mathatma Gandhi – Apostel des Pazifismus*
17.00 Film: Verlobung auf Umwegen (2010, ab 6)
17.30 Gabriele Stangel und Dr. Dr. med. Gerd Ludescher: 

Was ist ein Menschenleben wert?*
19.30 Hans Niebergall: Der Streit um die Flugrouten am neuen Flughafen BBI**
20.00 Film: Jud Süß (1939, ab 16)
Donnerstag, 2.12.
15.30 Edgar W. Harnack: Was ist „verrückt“, was ist „normal“?*
17.00 Film: Verlobung auf Umwegen (2010, ab 6)
17.30 Thomas R. Hoffmann, M.A.: Hommage an Caravaggio 1610/2010*
19.30 Prof. Dr. Ludger Schiffler: Wie halte ich mein Gedächtnis jung?*
20.00 Film: Harlan – Im Schatten von Jud Süß (2008, ab 12)
Freitag, 3.12.
15.30 Prof. Dr. med. Jürgen Kiwit: Dem Schmerz Paroli bieten! 

Neue effektive Verfahren zur Schmerzmodulation*
16.15 Prof. Günter M. Ziegler: Bemerkungen zur Mathematik – Eintritt frei 
17.30 Dr. Christian E. Loeben: Ägyptens unberührter Westen**
19.30 Dr. med. Werner Bartens: Körperglück – 

Glückliche Menschen leben länger!*
20.00 Ganz schön feist: „THE YELLOW FROM EGG – Tour“ – Das Beste von GSF
Samstag, 4.12.
10.00 Gesundheitstag: Ich hab’s im Rücken! 

Behandlung von Wirbelsäulenerkrankungen – was ist möglich?
14.00 Prof. Dr. Raimer Jochims u.A.: Die Verwandlung der Wirklichkeit –

Kunst und Spiritualität heute*
Sonntag, 5.12.
10.30 Philosophisches Café mit Prof. Dr. Lutz von Werder

Der Einzelne und die Menge – Sören Kierkegaard
Montag, 6.12.
15.30 Hildegard Rupeks-Wolter, M.A.: Auf den Spuren 

von Michelangelo und Raffael in Rom**
17.30 Dr. Johannes Wirz: Die Komplexität der Natur – Biologie und Kreativität*
17.30 Dr. Karl-Ernst Eiermann: Kosmologie ohne Urknall**
20.00 Film: Das kreative Universum (2010)
Dienstag, 7.12.
15.30 Johannes Prittwitz: Die Friedrich-Wilhelm-Stadt**
17.00 Film: Das kreative Universum (2010)
17.30 Dr. Christine Reinke-Kunze: Peking, Xian, Shanghai – 

die Metropolen Chinas**
19.30 Prof. Dr. Ulrike Langematz: Das Ozonloch – Immer noch eine Gefahr?**
20.00 Film: Das kreative Universum (2010)
Mittwoch, 8.12.
15.30 Dr. Christine Reinke-Kunze: St. Petersburg, Helsinki, 

Stockholm – Perlen der Ostsee**
17.30 Dr. med. Achim Kürten: Gesundheitsgeheimnisse des alten China 

über Liebe, Sexualität und Partnerschaft*
19.30 Bernhard Kegel im Gespräch mit einem Journalisten:

Der Rote – Rätselhafte Wesen der Tiefsee
Freitag, 10.12.
19.30 Susann Hülsmann, Anja Sonntag, Stefan Gocht: 

Endiviensalat – Diven im Weihnachtsrausch*
Samstag, 11.12.
20.00 Martin Buchholz: Ich geb’s ja zu! 

Ein Makabarett voller Zugaben von und mit Martin Buchholz
Sonntag, 12.12.
11.00 Prof. Dr. Dr. Fritz Pragst, Prof. Dr. Carsten Niemitz, Kira Schmidt:

Nachweis von Vergiftungen in der forensischen Toxikologie*
Montag, 13.12.
15.30 Harald Alexander Korp: Humor im Alter*
17.00 Film: Piano Encounters – Begegnungen am Klavier (2010)
17.30 Thomas R. Hoffmann: Jan Vermeer – Der Maler des stillen Augenblicks*
19.30 Dr. Daniela Thrän: Chancen der Bioenergie*
20.00 Film: Piano Encounters – Begegnungen am Klavier (2010)
Dienstag, 14.12.
15.30 Dr. Martin Bauschke: Toleranz der Religionen –

Das „Goldene Zeitalter von Andalusien“ – Mythos oder Wirklichkeit?*
17.30 Dr. Stephan Elbern: Istanbul und Westtürkei**
19.30 Dr. Dr. Eugen Drewermann: Heimkehr aus der Hölle – 

Die Soldatenmärchen der Gebrüder Grimm und die Kriege von heute*

OmU = Originalfassung mit deutschen Untertiteln · OF = Originalfassung · Ü = Überlänge · * = Vortrag · ** = Vortrag mit Medien · Ausführliches Programm in der Urania 
oder unter www.urania.de · Eintrittspreise (Vorträge/Filme): 6,00/7,00 € · Ermäßigte Eintrittspreise für Mitglieder des Berliner Mietervereins 

unter Vorlage des Einzahlungsbelegs 2010 und Personalausweises: 5,00/6,00 € · Urania-Mitglieder 3,50/4,50 €

Berliner Mieterverein e.V., Behrenstraße 1 C, 10117 Berlin
Postvertriebsstück, DPAG, Entgelt bezahlt

Wir wünschen Ihnen ein frohes Weihnachtsfest 
und ein glückliches und gesundes neues Jahr! 

2011 beginnt unser Programm am 5. Januar 2011.

http://www.urania.de
http://www.urania.de
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